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Deutſchland.
Berlin d. 25. April. Die geſtern Nachmittag in Um-

lauf gekommene beglaubigte Nachricht von dem Rücktritt des
Miniſters Grafen Arnim uüberraſchte um ſo mehr, als man

hatte.
der Wendung der deutſchen Frage, ſondern in dem Bekannt-

ihn noch in der Morgenſitzung der zweiten Kammer geſehen
Einige wollten den plotzlichen Entſchluß dazu nicht in

werden anderer Dinge begrundet erkennen, welche manche wun-
derbar verſchlungene Fäden an das Licht gebracht haben ſollen.

(Spen. Ztg.)
Berlin, d. 26. April. Se. Excellenz der Herzogl. an

halt-köthenſche Staats- Miniſter von Goßler iſt von Koöthen
hier angekommen. Se. Excellenz der Finanz- Miniſter der
proviſoriſchen Centralgewalt, von Beckerath, iſt nach Frank-
furt a. M. von hier abgereiſt.

Frankfurt a. M., d. 22. April. Geſtern Abend war
Verſammlung im Weidenbuſch. Zuvoörderſt ward ein praju-

e e

dicieller Antrag bekämpft und abgelehnt, wonach die Discuſ-
ſion über den Dreißigerausſchuß bis auf Donnerſtag den 26.
d. M. ausgeſetzt werden ſollte und zwar in Betracht verſchie-
dener neuer Ereigniſſe, deren Entwickelung abzuwarten ſei, be
vor man auf irgend eine Beſchlußnahme eingehe. Man ver-
kannte nicht, daß es von der höchſten Wichtigkeit ſei, gegen-
wärtig nicht durch ein vielleicht zaghaft ſcheinendes Zoögern das
Vertrauen des Volkes auf den Ernſt und die Feſtigkeit der
Reichsverſammlung zu ſchwaächen und man machte mit Grund
geltend daß eben dieſe Feſtigkeit gebiete, den Dingen friſch
und muthig in das Auge zu blicken. Man verlangte keine
überſtürzenden Maßregeln, aber doch erſchien vielen der Ma
joritätsbeſchluß des Ausſchuſſes als zu milde und ward ins-
beſondere deshalb angegriffen, weil er eine Aufſchiebung ins
Unbeſtimmte zu enthalten ſcheine, welche nicht in der Abſicht
der Reichsverſammlung liegen kounne. Es wurden verſchiedene
Anträge geſtellt und man vereinigte ſich dahin alle dieſe An-
trage dem Vorſtande der Weidenbuſchverſammlung zu uber-
geben, damit derſelbe mit Zuziehung noch einiger Mitglieder
der Verſammlung ſie erwäge und heute Abend in einer um
7 Uhr angeſetzten Verſammlung darüber Vorlage mache.

Frankfurt a. M., d. 23. April. Jm Weidenbuſch
hat man geſtern Abend ſich dahin vereinigt, der Discuſſion

heute ihren Fortgang zu laſſen und alle etwa zu ſtellende An
träge noch zu verſchieben, um jede Ueberſtürzung nach Mog-
lichkeit zu verhüten. Mitgetheilt ward die Nachricht, daß in
der zweiten Kammer zu Berlin der dritte Satz des Rodber-
tus'ſchen Antrags angenommen ſei. Von Stuttgart lief die
eigenthümliche Nachricht ein, es habe der Prinz Friedrich ohne
Wiſſen des dortigen Kriegsminiſters die im badiſchen Ober
lande ſtehenden württembergiſchen Truppen zuruckbefehligt, in-
deſſen ſei ihnen bereits durch den Kriegsminiſter der ſtrengſte
Gegenbefehl zugeſendet worden. Alſo auch dort Kamarilla

hinter der Regierung (D. Z3.)Frankfurt a. M, d. 24. April. Die „Deutſche Ztg.“
meldet: Herr Camphauſen hat, wie es heißt, ſeine
Stelle als preußiſcher Bevollmächtigter niederge-
legt. Veranlaſſung dazu ſind die neueſten Jnſtruc-
tionen der Herren Manteuffel-Arnim.

Frankfurt a. M., d. 214. April. Jn der heutigen
205. Sitzung der Nationalverſammlung wurde folgender Antrag
der Abgeordneten Viſcher aus Tübingen und Fetzer unter
dem Beifalle der Verſammlung faſt einſtimmig an-
genommen:

1) Die Nationalverſammlung beſchließt ſofort: Die württem-
bergiſche Kammer der Abgeordneten insbeſondere durch
ihren Beſchluß vom 22. April, ſo wie das württembergi-
ſche Volk uüberhaupt, entſprechen mit dem in den letzten
Tagen gezeigten entſchiedenen Feſthalten an der deutſchen
Reichsverſammlung den Erwartungen und dem Willen der
deutſchen Nation.

2) Die Nationalverſammlung ſetzt von dieſer Erklärung durch
Vermittlung des Präſidiums genannter Kammer der Ab-
geordneten dieſe ſelbſt ſo wie das württembergiſche Volk
überhaupt in Kenntniß.
Stuttgart d. 22. April, Abends. Der heutige Nach

mittag verlief ruhig eine Verſammlung der Jugend Stutt-
garts, ſo weit ſie nicht bürgerwehrpflichtig iſt, rief eine Maſſe
Einheimiſcher und Fremden zuſammen. Wir haben die Hoff-
nung auf eine friedliche Löſung nicht aufgegeben, in der deut
ſchen Frage ſind wir Alle Eines und eines guten Rechts uns
bewußt, und appelliren getroſt von der nicht gut unterrichteten
Krone an die beſſer unterrichtete. Der unendlich wichtige Ein
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fluß, den Württemberg auf das ganze übrige Deutſchland aus-
üben wird wenn es als das erſte der Königreiche mit dem
deutſchen Banner vorangeht, ſteht allen vor Augen.

Stuttgart, d. 23. April. Eine Extrabeilage zum „Schwä
biſchen Merkur“ enthält folgende

Proclamation:Seit 32 Jahren habe ich die Geſchicke unſeres ge
Vaterlandes gelenkt, habe ich nur einen Gedanken, nur

eine Aufgabe, die Eurer ſteigenden Wohlfahrt und Zufriedenheit verfolgt!
Jn ernſten und guten Tagen habt. Jhr mir vielfache Beweiſe Eures Ver
trauens und Eurer Liebe gegeben, habt Jhr ein Beiſpiel von Eintracht
zwiſchen Fürſt und Volk geliefert, welches der Ruhm des Landes bei unſern
Nachbarn und zugleich mein Stolz, ſo wie das beſtändige Ziel aller meiner
Regierungsmühen war. Württemberger die Zeiten ſind ernſt das Vater-
land, das gemeinſchaftliche, wie das beſondere iſt von vielen und großen
Gefahren bedroht. Mehr als je gilt es, daß wir feſt und einträchtig Hand
in Hand gehen. Wie Jhr, will auch ich ein großes, einiges und ſtarkes
Deutſchland. Jch werde jedes Opfer freudig zu Gunſten eines ſo gemein
nützigen Zieles bringen. Wo es das wahre Wohl des gemeinſchaftlichen Va
terlandes gilt, müſſen alle Jntereſſen, die großen wie die kleinen, ſchwei
gen. Die Nationalverſammlung hat das Verfaſſungswerk ihrerſeits vollen
det, allein Jhr wißt, daß zwiſchen ihr und den größeren Regierungen
Deutſchlands zur Zeit noch eine Nichtverſtändigung über dieſen hochwichtigen
Gegenſtand beſteht. Jch für meine Perſon habe eine ſolche Verwicklung in
keiner Weiſe herbeigeführt; da ſie aber leider vorhanden iſt, ſo gebieten
Klugheit und Vorſicht, ſo erheiſchen das wahre Wohl und eine geſicherte
Zukunft unſeres Vaterlandes daß wir die Entwicklung derſelben mit Ruhe
und Zuverficht abwarten. Verlaßt Euch auf mein Fürſtenwort, es iſt we
der für Euch, noch für Deutſchland keinerlei Gefahr in einem ſolchen Ver
zuge. Eine vorſchnelle Entſchlußnahme von unſerer Seite würde im Ge-
gentheil die friedliche Löſung der Frage eher verhindern und verzögern, als
beenden und fördern. Ohnedies kann und wird die Ungewißheit darüber
nicht lange mehr andauern. Württemberger, vertraut Eurem Könige, der
es wohl mit Euch meint; mißtraut den Einflüſſen und den Reden aller
Ehrgeizigen und aller Wühler, die ſich ſelbſt und Euch auf den Weg des
Verderbens führen würden. Es lebe die deutſche Einigkeit und die all
ſeitig friedfertige, ruhige Löſung des Reichsverfaſſungswerkes. Wilhelm.

München d. 22. April. Ueber das Befinden des ſeit
einigen Tagen erkrankten Prinzen Karl von Baiern erſchien
heute Vormittag folgendes Bulletin „Se. königl. Hoh. haben
eine unruhige Nacht gehabt; die Zeichen der (Lungen)-Entzün-
dung haben ſich gegen Morgen vermehrt.“ Gegen Mittag ſoll
einige Beſſerung in dem Befinden des Prinzen eingetreten ſein.

Eben hoöre ich noch, daß die definitive Erklärung der
bairiſchen Regierung auf die preußiſche Circularnote vom
3. April vorgeſtern von hier abgegangen iſt; über den Jnhalt
derſelben verlautet indeſſen nicht das Geringſte. Die Abfaſſung
dieſer Erklärung ſoll eine der erſten Arbeiten des neuen Mini-
ſters des Aeußern gewefen ſein.
Braunſchweig d. 23. April. Ich kann auf das Be-

ſtimmteſte verſichern, daß vorgeſtern Mittag unſer Miniſterium
noch keine Ahnung von dem Schlage hatte, welcher der deut
ſchen Sache von Berlin aus drohte, und daß derſelbe unſeren
Miniſtern eine äußerſt verdrießliche Ueberraſchung bereitet hat.
Die Stimmung, welche über dieſes Ereigniß in Braunſchweig
herrſcht, geht am Klarſten aus einem in der heutigen Sitzung
der Kammer gefaßten Beſchluſſe hervor. Auf einen dringenden
Antrag des Abgeordneten Aronheim und Genoſſen ſprach die
Kammer einſtimmig aus, das Vaterland ſei in Gefahr, und
ernannte die Mitglieder des Ausſchuſſes zu einer permanenten
Kommiſſion, welche die deutſche Sache zu überwachen und, im
Falle einer etwa beabſichtigten Vertagung oder Auflöſung der
Kammer, aus eigener Machtvollkommenheit, weil das Vater-
land in Gefahr ſei, die Kammer durch unmittelbare Wiederbe-
rufung zuſammenhalten und eine Vertagung derſelben dadurch
unmoglich machen ſolle. Eine andere Folge iſt, daß die, theil
weis bisher einander feindlich gegenüber ſtehenden politiſchen
Vereine des ganzen Landes auf Anlaß jener Erklärung und der
durch ſie hervorgerufenen ernſten Beſorgniſſe, wenn nicht ſich
gänzlich vereinigen, ſo doch für jetzt zu gemeinſamen Handeln

„Württemberger!
meinſchaftlichen

zuſammentreten, und daß die ſammtlichen Vereine im König-
reich Hannover, welche mit den Vereinen der Stadt Hannover
in Konnex ſtehen, ebenfalls mit den braunſchweigiſchen Verei-

gezeigt

kein S
nen gemeinſchaftliche Sache machen werden zu welchem Zwecke vi
am nächſten Mittwoch bereits eine Verſammlung von Abgeord- Tari
neten dieſer Vereine in Hannover ſtattfindet. ge r

Braunſchweig, d. 24. April. (Sitzung der Ab- Die d
geordneten Verſammlung.) Vom herzogl. Staatsmini- J yreußi
ſterio iſt ein Schreiben eingegangen, mit dem die von der Kam- P eupirt.
mer in der Sitzung vom 21. April beantragten geſetzlichen Be J dewittf
ſtimmungen, das Verhältniß der Reichsgeſetzgebung zur Lan- ger B
desgeſetzgebung betreffend, als Geſetzespropoſition überreicht tation
werden. Es heißt in jenem Schreiben „Wir erklären wie übrige
derholt, daß Wir Abänderungen der von der Nationalverſamm- J jor ſo
lung als endgültig beſchloſſenen und von der hieſigen Landes- werde.
regierung anerkannten Verfaſſung auf anderem als dem verfaſ- Bomb
ſungsmäßigen Wege nicht für zulaſſig halten und ihnen daher J den.
entgegenwirken werden. Die Landesregierung iſt ſeit Beginn J Batai
der Verhandlungen über die deutſche Verfaſſungsfrage der An- J und
ſicht geweſen, daß die Verfaſſung eines Bundesſtaates nur aufe J einezwei Wegen rechtlich möglich ſei, namlich entweder auf dem J des ge
jetzt betreienen, durch Beſchluſſe der Nationalverſammlung und taillon
deren Anerkennung durch die Regierungen, oder falls ſich der
Ausführung des Verfaſſungswerkes auf dieſem Wege unüber- J die No
windliche Schwierigkeiten entgegenſtellen ſollten, durch Verein- J ſchen
barung der Regierungen unter Vorbehalt der Zuſtimmung der J griffen
Volksvertretung der einzelnen Staaten und durch dieſe Zu- J von V
ſtimmung, dieſen Anſichten gemaß, iſt der hieſige Bevollmach- J Es ſi
tigte bei der Eentralgewalt ſchon ſeit längerer Zeit inſtruirt, J worde
und die geehrte Verſammlung wird daher hieraus erſehen, daß zen K
die Landesregierung auch vor der an ſie ergangenen Mahnung J kleiner
den J. 8 des Landesgrundgeſetzes nicht aus den Augen verloren
hat. Die beantragte Veröffentlichung der Reichsver- P richtet
faſſung mit den Anzeigen iſt bereits erfolgt. Wir ſind J Gegen
ſchließlich mit der geehrten Verſammlung der Abgeordneten des
Landes darin einverſtanden, daß der Augenblick ein gefahrdro- renpfe
hender ſei und zu raſchem und entſchiedenem Handeln mahne; J dantu
Wir ſind zugleich aber der Anſicht, daß gerade in ſolchen Augen- J Ein h
blicken die Bewahrung der ſchwerſten politiſchen Tugenden, taillon
nämlich der Beſonnenheit und Mäßigung eine doppelte Pflicht die U
ſei, und geben auch jetzt die Hoffnung nicht auf, daß wenn gerkor
überall dieſen Grundſätzen nachgelebt wird, die Umgeſtaltung J Platz.
Deutſchlands zu einem Bundesſtaate, die zu einer unabweisli richt
lichen politiſchen Nothwendigkeit geworden iſt, ſich Bahn bre- J gebrac

chen werde.“ (M. Z.) vordeCuxhaven, d. 23. April. (pr. elekt.magn. Telegr.) gen
Geſtern iſt eine Jolle von hier nach den daniſchen Kriegsſchif Nan
fen geweſen, mit einer Depeſche von der hollandiſchen Regie-
rung; der Jnhalt iſt, wie man meint, auf die Blokade bezug- aufge
lich geweſen. Man ſagt hier, daß die holländiſche Regierung Hade

die Blokade nicht anerkennen will. hierhe
Auf den Düppeler Schanzen, d. 20. April. Die

bei der Einnahme der Duppeler Schanzen demontirten beiden haber
12pfündigen Kanonen und drei Munitionswagen wurden heute taillo
den Danen wieder abgenommen. Man hatte es ſchon die vor Huſa
hergehende Nacht durch ein Bataillon Sachſen zu bewerkſtelli Fätte
gen geſucht; das Mißlingen mußte aber an der ſchlechten Ein- bald
leitung des Vorhabens liegen. Nun wurde geſtern Abend der word
hannoverſche Oberſtlieutenant Riefkugel mit ſeinem Bataillon auch
vom 5. Infanterie Regimente dazu kommandirt, dieſe beiden cadre
Geſchütze den Danen wieder abzunehmen, und durch ſeine vor I tgille
treffliche Leitung gelang es vollkommen, ſich der Verlorenen5 ſich ſeinwieder zu bemächtigen. Riefkugel hat hiebei eine große Umſicht e



gezeigtfen Schuß iſt dabei gefallen.

ſchen Veile und
griffen,
von Wonſyld geſtern Nachmittag 3/2 Uhr noch heftig wüthete.
Es ſind bereits mehrere Verwundete nach Chriſtiansfeld gebracht

worden. vzen Kuſte gegen Alſen ſollen ſo bedeutend werden, daß ſie 100
kleinere und größere Geſchütze faſſen können.

dantur. er enEin heftiges Treffen findet nördlich von Kolding ſtatt.

haben.

taillone Jnfanterie und 4 Schwadronen Cavallerie, die als
Huſaren angegeben werden, ſtark geweſen das 10. Bataillon

hätte die Vorpoſten gehabt und wäre zuerſt angegriffen, doch

die Sache wurde um Mitternacht vorgenommen und

Altonga, d. 23. April. Aus dem Norden iſt heute von
Erheblichkeit nichts mitzutheilen das Hauptquartier iſt nicht in
Kolding, ſondern reſp. in Wonſyld und Chriſtiansfeld. Un-

ſere Vorpoſten ſollen 1 Meile noördlich von Kolding ſtehen.
Die daäniſchen Enclaven Riepen und Moögeltondern ſind von
preußiſcher

cupirt. Jdewittſchen kommen, erfahren wir, daß die von den Sonderbur-

Linien Infanterie und bairiſchen Cheveauxlegers oc
Von Reiſenden jedoch, welche direkt aus dem Sun-

ger Burgern nach Kopenhagen an den König entſandte Depu-
ation bei ihrer Abreiſe noch nicht zurückgekehrt ſei. Man glaubt

übrigens, daß der König der Bitte dieſer Deputation kein Ge
hoör ſchenken und ſeine Truppen von Alſen nicht zurückziehen

werde. rdBVombardement gegen Sonderburg unabweislich eröffnet wer
Sollte dieſes der Fall ſein, ſo wird unſererſeits das

den. Der Morgenzug befoörderte nach Rendsburg: das 2.
Bataillon des 1. kurheſſiſchen Jnfanterie-Regiments, 800 Mann,

und 2 Geſchütze einer kurheſſiſchen reitenden Batterie, ſo wie
eine Abtheilung hannoverſchen Train und die Quartiermacher
des geſtern Abend hier eingetroffenen Waldeckſchen Fuüſilier-Ba-

taillons.
Altonga, d. 24. April. Der heutige Bahnzug brachte

die Nachricht, daß das Gros der daäniſchen Armee, welches zwi-
Kolding konzentrirt war, die Deutſchen ange

und die Schlacht beim Abgang des letzten Schreibens

Die Verſchanzungen bei Düppel und langs der gan-

Kiel, d. 24. April Morgens. Aus Hadersleben wird be
richtet: Seit dieſem Morgen iſt eine heftige Kanonade aus der
Gegend von Kolding her gehört worden. n

Uhr kam hier eine Ordonnanz auf einem daniſchen Huſa-
So eben Nachmittags

renpferd angeſprengt und begab ſich ſofort nach der Komman-r Die Nachricht, die er mitbringt, iſt von r
9 Ba-

taillone däniſcher Jnfanterie und 1 Schwadron Huſaren haben
die Unſrigen angegriffen, die ebenfalls 9 Bataillone und 2 Ja-
gerkorps ſtark ſind.

laß poſt bringt ſoricht aus Chriſtiansfeld, daß daſelbſt 26 daniſche Huſaren ein
gebracht ſind. Mehrere Aerzte ſind nach dem Norden requirirt
worden, und auch dahin abgereiſt. Das daäniſche Huſaren Re
giment ſoll bis auf die Gefangenen ganzlich aufgerieben ſein.

Man iſt hier ſehr geſpannt auf das Nähere.

Noch behaupten die Unſrigen den Kampf
Der Kondukteur der Feldpoſt bringt ſo eben die Nach-

Mit großer Vorſicht müſſen andere mündliche Mittheilungen
aufgenommen werden, die auf Gerüchten und Hoörenſagen in

Hadersleben beruhen und durch die Conducteure der Eiſenbahn
hierher gelangt ſind. So viel ſcheint daraus hervorzugehen, daß
unſere in Kolding liegenden Truppen auf der anderen Seite der
Stadt einen heftigen Angriff der Danen zu beſtehen gehabt

Angeblich ſind die Dänen bei dieſem Angriff 8 Ba-

einem Rüuckzuge nichts verlautet, der ſich unter ſolchen Umſtan-
ren bemerklich genug machen würde, ſo iſt anzunehmen, daß
unſere Truppen Kolding behauptet haben. Daß in der Rich
tung von Kolding ein Brand geſehen, muß man auch glauben
ob es aber in der Stadt ſelbſt und gar bedeutend gebrannt,
erſcheint noch ungewiß. Jntereſſant und bedeutungsvoll
würde, wenn es ſich beſtätigte, noch eine Poſt Nachricht ſein, die
aus Chriſtiansfeld vom 23. um 1 Uhr Mittags freilich nur ge
ruchtsweiſe gemeldet wird. Danach ware der ganze übrige Theil
unſerer (Schleswig Holſteiniſchen) Armee am Morgen deſſelben
Tages über die Königsau gegangen und dabei gleich in ein Ge-
fecht mit den Daäanen gerathen, welche die Avantgarde mit Nach
druck angegriffen. Starkes Schießen hatte man ſchon in Chri-
ſtiansfeld am Morgen gehört und hörte man noch; dies konnte
aber auch von Kolding kommen. (A. M.)

Dresden d. 25. April. Seit heute Morgen iſt allge
mein das Gerücht verbreitet, daß das Miniſterium ſeine
Entlaſſung gegeben habe.

Olmütz, d. 21. April. Jn unſerem Hoflager (ebenſo
wie in Wien an der Borſe) macht die plötzliche Abberufung des
engliſchen Geſandten von Wien ein ungeheures Aufſehen und
man meint, es ſei wegen der ſardiniſchen Angelegenheiten zu
Differenzen zwiſchen Oeſterreich und England gekommen. Die
eben hier abgehaltene Miniſter Conferenz ſoll einestheils dieſem
wichtigen Gegenſtand gegolten haben, anderentheils ſoll die Frage
berathen worden ſein: wie die ungariſchen Verwickelungen auf
die beſte Weiſe zu loſen ſeien. Windiſchgratz ſoll fur eine fried-
liche Ausgleichung, Miniſter Bach fur Fortſetzung des Krieges
mit ruſſiſcher Hülfe und Stadion fur Weiterfuhrung des Kam-
pfes mit eigenen Kraften geſtimmt haben. Letztere Anſicht ſoll
den Sieg errungen haben. Der ruſſiſche Geſandte Graf
Medem iſt ebenfalls von hier abgereiſt und der Furſt Windiſch-
grätz hat ſich heute nach Bohmen begeben. Der Kaiſer wird,
ſo heißt es, am 4. Mai zu Schonbrunn ſein Hoflager auf-
ſchlagen.

Wien, d. 22. April. Ein aus Peſth geſtern hier an-
gelangter Courier brachte die Nachricht, daß der 20. und 21. d.
zum allgemeinen Angriff auf das magyariſche Heer beſtimmt ſei.

Angartz.
Peſth, d. 21. April. Die gegen Waitzen hin abmar-

ſchirten peſther Lagertruppen hatten bei Neupeſth und Umge-
bung eine großartige Rekognoszirung unternommen, waren ge-
gen Abend aber in ihre Poſitionen wieder eingerückt. Den an-
deren Tag liefen ſichere Nachrichten ein, daß Welden mit einem
Theile ſeiner Armee bei Gran über die Donau gegangen ſei.
Von Schlachten wiſſen wir aber noch nichts zu erzählen. Die
Truppen aus dem peſther Lager marſchiren zum Theil nach
Ofen hinüber und rucken dem Hauptquartier in Gran näher.
Wir wiſſen nichts neues uüber dieſe neue Operation. Peſth iſt
der Gerüchte müde und ſeit mehreren Tagen ſehr ruhig. Ein
Flüchtling aus Siebenbürgen, welcher hier eben eintraf, erzählt,
ein großer Theil des Nugentſchen Corps rücke nach dem Ba-
nat, um General Puchner zu unterſtutzen. Die Ruſſen ſtehen
um Siebenburgen herum auf dem Sprunge. Jhr Einmarſch
durfte bereits erfolgt ſein. Die heutige „Peſther Zeitung“ ſucht
die Aufmerkſamkeit der Regierung auf die nothwendige Maß

ne bald vom 9. Bataillon und dem 2. Jaäger- Corps unterſtützt regel hinzulenken, daß die neuen Aſſignate auf die ungariſchen

e

worden, mit deren Hülfe der Feind ſo lange aufgehalten, bis
auch das 1. Jagercorps herbeigekommen dieſes habe einer Es-
cadron feindlicher Huſaren, die einen Schock auf das 9. Ba-

taillon gemacht, einen großen Verluſt beigebracht, wobei ihm
ſeine gedeckte Stellung zu gute gekommen. Von dem endlichen

Landes Einkünfte auch in Wien in vollem Werth angenommen
werden, da im entgegengeſetzten Falle die bedenklichſte Hem-
mung im Geld und Waarenverkehr beider Städte entſtehen
müßte.

Ein Correſpondent der „Schleſ. Z.“ ſchreibt: „Eingelaufe-
Ausgang des Gefechts erfährt man nichts; da aber auch von nen Privatnachrichten zufolge, deren durchgangige Richtigkeit ich
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übrigens nicht verbürgen will, iſt es zu einem Zuſammenſtoße
der Kaiſerlichen mit den Jnſurgenten gekommen. So viel läßt
ſich ziemlich ſicher entnehmen, daß wir nicht beſonders im Vor
theile geblieben ſind. Frhr. v. Welden, heißt es, befand ſich an
der Spitze eines Reſervecorps auf einer nächſt Gran befindlichen
Anhohe, wahrend der übrige Theil der Truppen, wahrſcheinlich
die vereinigten Corps von Jablonowsky und Simonich, in der
Ebene zwiſchen Komorn und Gran ſich ausbreiteten. Man
ſcheint nicht vorbereitet geweſen zu ſein, um ſofort einen Kampf
annehmen zu können. Plotzlich und im Sturm brachen von
mehreren Seiten die Jnſurgenten in die Reihen der Unſrigen,
welche ſich wie Löwen wehrten. Allein bald trat eine allgemeine
Verwirrung ein. 20 Kanonen und 2000 Mann fielen in die
Hände der Jnſurgenten, und Welden ſoll ſich mit ſeinem Re
ſervecorps zuruckgezogen haben.“ (Alſo genau das Gegentheil
von dem, was von der Conſt. Z.“ unter dem 20. Abends ge-
meldet war.)

Jtalien.
Piacenza, d. 13. April. Eben wird der Regierungs-

antritt Carl III. (des in London befindlichen Thronfolgers) nebſt
einem Regentſchaftsrathe an die Straßenecken geſchlagen.

Jn Marſeille iſt am 18., Abends, ein Dampfboot aus
Sicilien, der Tancred, angekommen welches jedoch keine wei-
teren Nachrichten aus Catania mitgebracht hat, als die fru
her ſchon mitgetheilten, das Mieroslawski mit der zweiten Di-
viſion der Stadt zu Hülfe gekommen, daß man ſich ſchlage
und der Sieg ſich auf die Seite der Sicilianer zu wenden
ſcheine.

Frankreich.
Paris, d. 20. April. Großes Aufſehen erregt folgender,

von dem Memorial bordelais“ veroffentlichte authentiſche Brief
Ludwig Napoleon Bonaparte's an ſeinen Vetter Napoleon Bo-
naparte (Sohn Jerome's), der auf ſeiner Durchreiſe durch
Bordeaux in einer Wahlverſammlung geäußert hatte: „daß
der Praſident der Republik, beherrſcht von den Leitern der re-
actionären Bewegung, ſeinen eigenen Trieben nicht frei folgen
könne; daß er, des Joches langſt ungeduldig, bereit ſei, es ab-
zuſchütteln, und daß man, um ihm zu Hülfe zu kommen, bei
den bevorſtehenden Wahlen eher Gegner des jetzigen Miniſte-
riums, als Anhänger der gemäßigten Partei in die National-
verſammlung ſchicken müſſe.“ Ludwig Napoleon Bonaparte
ſchreibt mit Bezug auf dieſe Aeußerungen an ſeinen Vetter:

„„Elyſee National, den 10. April 1849. Lieber Vetter! Man be-
hauptet daß Du bei Deiner Durchreiſe durch Bordeaux eine Sprache ge
führt haſt, welche geeignet iſt, unter vielen von den beſten Abſichten be
ſeeiten Perſonen eine Spaltung hervorzurufen. Deine Beſchuldigungen
gegen mich können mich mit Recht in Erſtaunen ſetzen. Du kennſt mich
genug um zu wiſſen, daß ich mich niemals, von wem es auch ſei, unter
jochen laſſen und ſtets beſtrebt ſein werde, im Jntereſſe der Maſſen und
nicht in dem einer Partei zu regieren. Jch ehre die Männer die ver-
möge ihrer Fähigkeiten und ihrer Erfahrung nur gute Rathſchläge geben
können ich erhalte täglich die entgegengeſetzteſten Meinungsäußerungen,
allein ich gehorche einzig und allein den Eingebungen meiner Vernunft
und meines Herzens. Du hätteſt weniger als jeder Andere eine gemäßigte
Politik bei mir tadeln dürfen, da Du mein Manifeſt mißbilligſt, weil es
nicht die volle Billigung der Leiter der gemäßigten Partei hatte. Dieſes
Manifeſt, von dem ich mich nicht entfernt habe bleibt der gewiſſenhafte
Ausdruck meiner Meinungen. Meine erſte Pflicht war, das Land zu be
ruhigen. Jn der That, ſeit vier Monaten fährt es fort, ſich mehr und
mehr zu beruhigen. Jedem Tage ſeine Aufgabe zuerſt die Sicherheit
und dann die Verbeſſerungen. Die bevorſtehenden Wahlen werden zwei-
felsohne die Zeit der möglichen Reformen näher rücken, indem ſie die Re
publik durch Ordnung und Mäßigung befeſtigen helfen. Alle ehemaligen
Parteien zu vereinigen und zu verſöhnen, muß das Ziel unſerer Anſtren
gungen ſein. Dies iſt die an den großen Namen, den wir tragen, ge
knüpfte Sendung, die ſcheitern würde, wenn er zur Spaltung und nicht
zur Vereinigung der Stutzen der Regierung dienen ſollte. Aus allen die

ſen Gründen kann ich Deine Kandidatur in etwa 20 Departements nicht
billigen denn bedenke es wohl, unter Deinem Namen will man gegen
die Regierung feindſelig geſinnte Kandidaten in die Verſammlung bringen
und ihre ergebenen Anhänger entmuthigen, indem man das Volk durch
die vielen, neu vorzunehmenden Wahlen ermüdet. Jn Zukunft, lieber
Vetter, wirſt Du daher hoffentlich bemüht ſein, die Perſonen, mit denen
Du in Berührung kommſt, über meine wahren Abſichten aufzuklären, und
Du wirſt Dich hüten, durch unüberlegte Worte den abgeſchmackten Ver
leumdungen Glauben zu verſchaffen, die ſo weit gehen, zu behaupten, daß
ſchmutzige Jntereſſen meine Politik beherrſchen. Nichts ich wiederhole es
laut, wird die Klarheit meines Urtheils trüben und meine Entſchließun-
gen erſchüttern. Frei von jedem moraliſchen Zwange werde ich mit mei-
nem Gewiſſen zum Führer auf dem Pfade der Ehre wandeln und wenn
ich von der Regierung abtreten werde, ſo werde ich wenigſtens, wenn
gleich man mir vielleicht ganz unvermeidliche Fehler wird vorwerfen kön-
nen, gethan haben, was ich aufrichtig als meine Pflicht erkannte. Em-
pfange, lieber Vetter, die Verſicherung meiner Freundſchaft. Louis Na
poleon Bonaparte.“

Auch in Bordeaux hat dieſer Brief großes Aufſehen er-
regt. Es heißt, daß der Wahlausſchuß, der die Kandidatur
des Vetters des Praſidenten unterſtützen wollte, ſich aufloöſen
und mit dem Wahlausſchuſſe der rothen Republik verſchmelzen
wird.

Paris, d. 21. April. Die Nationalverſammlung ſetzte
in ihrer heutigen Sitzung die Berathung über das Cautions-
geſetz fort und erhob daſſelbe nach ſehr ſtürmiſcher Debatte
mit Hinzufügung einiger die Verbreitung von Druckſchriften
noch mehr beſchränkender Amendements zum Beſchluß.

Paris d. 22. April. Unverbürgt heißt es heute, daß
wegen des unguünſtigen Eindruckes, den die Expedition nach
CEivita-Vecchia in England mache, und wegen der geſteigerten
Forderungen Radetzky's die einen neuen Conflikt herbeiführen
konnten, die beabſichtigte Einſchreitung im Kirchenſtaate von
Seiten Frankreichs unterbleiben werde.

Magdeburg- Leipziger Eiſenbahn.
A. Betriebs-Einnahmen:

1) vom 1. Jan. bis ult. October 1848 657,430 6911
2) Jm Monat November ejd. 68,624 15 6
gegen 75,275 94 19 11 pro 1847.

3) im Monat December ejd. 64,873 7- 3gegen 76,18957 24 95 pro 1847.

in Summa 790,927 5 29 8
B. Perſonen-Frequenz:

1) vom 1. Jan. bis ult. October 1848 615,886 Perſonen.
2) im Monat November ejd. 59,628
gegen 50,626 Perſonen pro 1847.

3) im Monat December ejd. 49,981
gegen 57,165 Perſonen pro 1847.

in Summa 725,495 Perſonen.

C. Fracht- und Eilgüter-Verkehr:
1) vom 1. Jan. bis ult. October 1848 1,775,143 Centner.
2) im Monat November ejd. 277,846

gegen 282,579 Centner pro 1847.
3) im Monat December ejd.

gegen 275,103/, Centner pro 1847.
in Summa 2,294,1883/, Centner.

241,1991

Frankfurt, d. 23. April.
Auf der Miniſterbank: Reichsminiſterpräſident v. Gagern, Kriegs

miniſter v. Peucker, Jnſtizminiſter R. Mohl, Unterſtaatsſecretär Baſ
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ſermann. Nach einigen Worten des Dankes, welche der heute zum
erſten Male in der Verſammlung erſchienene neuerdings gewählte Vor
ſitzende E. Simſon an das Haus gerichtet, beginnt derſelbe die Leitung
der Geſchäfte. Zuſtimmungsadreſſen zur deutſchen Verfaſſung ſind ge
ſchickt von dem Landtage zu Schwarzburg Rudolſtadt der Naſſauer
Abgeordnetenkammer und der Landesverſammlung in Schleswig Hol
ſtein. Abg. Vogt fragt das Reichsminiſterium, ob es wahr ſei,
daß das preußiſche Miniſterium gegen den Einmarſch der deutſchen
Reichstruppen nach Jütland proteſtirt habe. Miniſterpraſident v. Ga

ern erklärt, daß von Seiten des preußiſchen Miniſteriums keine ſolche
erwahrung erfolgt ſei, ſondern daß daſſelbe vollkommen mit dem

Reichsminiſterium darin einverſtanden ſei, daß der Krieg gegen Däne-
mark auf die energiſchſte Weiſe offenſiv fortgeführt werde. (Bravo.)
Abg. Simon von Frier frägt das Reichskriegsminiſterium, auf weſſen
Befehl und zu welchem Zwecke die württembergiſchen Reichstruppen
aus Baden zurückgezogen würden. Reichskriegsminiſter v. Peucker er
klärt, daß dieſer Befehl nicht vom Reichsminiſterium ertheilt, die Vor
nahme dieſer Maßregel auch nicht dem Miniſterium bekannt gegeben
worden. Das Reichskriegsminiſterium hat letzten Sonnabend eine An
frage um Aufklärung über den Thatbeſtand abgeſchickt. (Bravo.) Der
Vorſitzende verlieſt hierauf einen Dringlichkeitsantrag des Abgeordneten
Grävell, dahin gehend, daß die öſterreichiſchen Abgeordneten ſich an den
Verhandlungen der Nationalverſammlung auf ſo lange nicht betheili-
gen, als Deutſchöſterreich nicht wieder thatſächlich unter der Hoheit des
deutſchen Bundesſtaats ſteht. Denjenigen von ihnen, welche als Zuhö
rer der Nationalverſammlung verbleiben wollen, ſollen in Anerkennung
der gleichen Nationalität abgeſonderte Ehrenplätze angewieſen werden.
(Der Antrag wird von der Linken mit Zeichen des Unwillens aufge
nommen.) Die Dringlichkeit wird demſelben nicht zuerkannt. Nur
die Linke erhebt ſich dafür. Die Abgg. Lette, Schwarzenberg, Geve-
koht berathen im Namen ihres Ausſchuſſes.

Der Vorſitzende verkündet hierauf den Uebergang zur Tagesord-
nung. Es wird zum erſten Gegenſtande geſchritten. Die Stimmzettel
werden eingeſammelt. Der Vorſitzende verkündet hierauf den Ueber-
gang zum zweiten Gegegenſtande der Tagesordnung. Die Anträge
der Majorität und der Minoritäten ſind folgende:

Antrag der Majorität des Ausſchuſſes:
1) Die Reichsverſammlung erklärt, in Uebereinſtimmung mit ihrer

nach Berlin geſandten Deputation, daß die Annahme der durch die
verfaſſunggebende Reichsverſammlung dem Könige von Preußen über-
tragenen Würde des Reichsoberhauptes die Anerkennung der Reichs
verfaſſung vorausſetze. 2) Die Reichsverſammlung beſchließt: Die
preußiſche Regierung, ſowie die übrigen deutſchen Regierungen, welche
die Annahme der von der Reichsverſammlung beſchloſſenen und ver
kündeten Verfaſſung noch nicht erklärt haben, ſind aufzufordern, ihre
Anerkennung derſelben nunmehr auszuſprechen und erklärt: daß zu
gleich mit der Anerkennung der Reichsverfaſſung ſeitens der preußi-
ſchen Regierung die Uebertragung der Würde des Reichsoberhauptes
an den König von Preußen in Wirkſamkeit tritt. 3) Sie beſchließt,
die proviſoriſche Centralgewalt aufzufordern, mit allen ihr zu Gebote
ſtehenden Mitteln für die Durchführung der Verfaſſung mitzuwirken.
4) Der erwählte Ausſchuß bleibt beſtehen um je nach Lage der Dinge
weitere Maßnahmen zu berathen und der Reichsverſammlung vorzu
ſchlagen.

Minoritätserachten I. I. Die Nationalverſammlung erklärt
in Folge der Antwort Friedrich Wilhelms IV. die auf ihn gefallene
Wahl zum Kaiſer der Deutſchen für erledigt. II. Zur Vollziehung
der Reichsverfaſſung beſchließt demnächſt die Nationalverſammlung:
„„1) Sie wählt durch abſolute Majorität aus ihrem Schoße eine Re
gentſchaft von fünf Mitgliedern 2) der Regentſchaft ſtehen alle
verfaſſungsmäßigen Befugniſſe des Kaiſers zu 3) die Regentſchaft
iſt gehalten den verfaſſungsmäßigen Reichstag auf Grund der
Reichsverfaſſung und des Wahlgeſetzes auf den 1. Juli 1849 nach
Frankfurt a. M. einzuberufen; 4) der Reichstag wählt in gemeinſamer
Sitzung beider Häuſer den Kaiſer mit abſoluter Stimmenmehrheit;
5) die Regentſchaft hat auf Grund der F9. 14, 191, 193 der Verfaſ-
ſung ungeſäumt die ganze bewaffnete Macht einſchließlich der Bürger
wehren, ſowie ſämmtliche Beamte des Reiches und der Einzelſtaaten
auf die Verfaſſung vereidigen zu laſſen 6) die Regentſchaft hat für
die unverzügliche Aufſtellung einer zum Schutze der Nationalverſammlung
und zur Durchführung der Verfaſſung erforderlichen bewaffneten Macht
Sorge zu tragen 7) die Nationalverſammlung fordert die Volksvertretun
gen der Einzelſtaaten auf, mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln
die Durchführung der Reichsverfaſſung zu unterſtützen 8) die National-
verſammlung beſchließt, das deutſche Volk durch einen Aufruf zur that-
kräftigen Durchführung der Reichsverfaſſung aufzufordern und beauftragt
den Ausſchuß mit der desfallſigen Vorlage.“ Frankfurt a. M., den 14.
April 1849. Simon von Trier. Eiſenſtuck. Vogt. Spatz. Hagen.
Tafel von Stuttgart. Tafel von Zweibrücken. Fehrenbach.

5

Minoritätserachten II. 1) Die Nationalverſammlung genech-
migt die von ihrer Deputation nach dem Empfang der Antwort des Kö
nigs von Preußen an das preußiſche Miniſterium abgegebene Erklärung,
als der Lage der Sache vor Erlaſſung der Circularnote vom 3. April 1849
vollkommen angemeſſen; 2) ſie erklärt, unter gehöriger Berückſichtigung
des Geſetzes vom 28. Juni 1848 ſofort zur Verwirklichung der Verfaſſung
zu ſchreiten; 3) ſie beauftragt demgemäß die Centralgewalt die Wahlen
zum erſten Reichstage in der Art auszuſchreiben daß die Eröffnung deſ-
ſelben am J. Juli 1849 ſtattfinden kann; 4) ſie beauftragt ferner die
Centralgewalt, ſämmtliche Regierungen aufzufordern das Heer die Bür-
gerwehr und die Beamten auf die Reichsverfaſſung beeidigen zu laſſen
5) ſie beſchließt einen Aufruf an das deutſche Volk zu erlaſſen in wel
chem daſſelbe aufgefordert wird, unverbrüchlich an der von der National-
verſammlung endgiltig feſtgeſtellten Verfaſſung feſtzuhalten 6) ſie beauf-
tragt endlich ihren Ausſchuß a) mit dem Vorſchlage aller weiteren Maß-
regeln, welche durch Renitenz einzelner Regierungen gegen den Vollzug
der Verfaſſung ſowie zur Durchführung der Verfaſſung überhaupt noth
wendig werden könnten b) zu dem Ende nöthigenfalls in directes Be
nehmen mit der Centralgewalt zu treten und ſetzt ſchließlich die Sitzung
vom 24. l. Monats feſt, in welcher über die Vorſchläge suh a weiter
verhandelt werden ſoll. Raveaux. Umbſcheiden. Engel. Fröbel. v. Wyden
brugk. Eventuell Voigt. Fehrenbach. Eiſenſtück. Simon von Triek. Spatz.
Hagen. Tafel von Stuttgart. Tafel von Zweibrücken.

Sondergutachten. Jn Erwägung, daß: 1) was die Frage in
Betreff der Deutung der Antwort Sr. Maj. des Königs von Preußen an
die Deputation der Reichsverſammlung betrifft, in wenigen Tagen eine
Erklärung der königl. preußiſchen Regierung zu erwarten ſteht, welche
als authentiſche Jnterpretation entſcheidend ſein wird; 2) was die
Durchführung der Verfaſſung anbelangt, die Mehrzahl der deutſchen Re
gierungen die Verfaſſung bereits unbedingt anerkannt hat, die Erklärun
gen der übrigen Regierungen aber in kürzeſter Friſt zu erwarten ſind
daß aber, wenn die Anerkennung der Verfaſſung von Seiten ſämmtlicher
Regierungen erfolgen ſollte, es weiterer Maßregeln zur Durchführung
derſelben ſeitens der Reichsverſammlung nicht bedarf: ſetzt die Reichsver
ſammlung ihre Beſchlußnahme über den Bericht der Deputation, ſowie über
die etwa zur Durchführung der Verfaſſung nothwendig werdenden Maßre
geln bis dahin aus, daß die Erklärung der königl. preußiſchen Regierung und
der ſonſt noch mit ihren Erklärungen über die Verfaſſung in Rückſtand
befindlichen Regierungen eingegangen ſein werden. Detmold. Reichens-
perger.

Außer den Ausſchußerachten ſind noch mehrere Anträge eingereicht.
Abg. Grävell will, daß dem Könige eine peremptoriſche Friſt bis zum 28.
d. M. gegeben und daß alsdann der Bericht des Ausſchuſſes in Berathung
gezogen werde. Der Abg. Hermann Müller beantragt die am 28. März
und 11. April gefaßten Beſchlüſſe ſeien außer Kraft zu ſetzen, die Er
klärungen der Einzelregierungen ſeien einzuholen ein Ausſchuß von 30
Mitgliedern zur Reviſion der Verfaſſung ſei niederzuſetzen und habe bis
zum 14. Mai zu berichten. (Heiterkeit.) Abg. v. Dieskau beantragt
neuerdings ſeinen Präſidenten. Abg. M. Mohl und 29 Andere beantra-
gen daß die Nationalverſammlung beſchließe: die Nationalverſammlung
genehmige die Erklärung ihrer Deputation, dieſelbe beauftrage ihren Aus
ſchuß, Vorſchläge zur Durchführung der Verfaſſung zu machen. Abg.
Schul z von Darmſtadt: Diejenigen Fürſten, welche bis zu einer be
ſtimmten Friſt ihre Zuſtimmung zu der Verfaſſung nicht gegeben, ſollen
ihrer Würde verluſtig erklärt werden. (Bravo links.) Die Verſammlung
wähle einen Vollziehungsausſchuß aus ihren Mitgliedern von 5 Gliedern.
Ferner wurde das Miniſterium beauftragt, ein vorläufiges Anlehen von
5 Millionen zu machen die bewaffnete Macht werde unverzüglich auf die
Verfaſſung beeidigt, die jungen Männer vom 18. bis zum 25. Jahr tre-
ten ſogleich unter Waffen, die Offiziere erhalten Kriegszulage, Amneſtie
allen politiſchen Verbrechern wird ertheilt. Dieſe Verbeſſerungs- und Zu
ſatzanträge ſollen an den Ausſchuß zur Berichterſtattung verwieſen werden
(Schluß folgt.)

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin den 25. April.

3f. Brief.“ Geld. f. Sriecf. Geld.
Pr. Freiw. Anl. 5 1025 1018 Pomm. Pfndbr. 3 92
St. Schuldſch. 3/,1 80 792,, K. u. Nm. do. 3 93 93
Seeh. Pr. Sch. 1008, 100/, Schleſiſche do. S
Kur u. Neum. o. Lit. B. ga-Schuldverſchr. 3 S rant. do. a SBrl. Stade Dbi. 5 988 Pr. Bk.-A.Sch. 89 88
do. o. 3 SWſtpr. Pfandbr. 31 86 85, Friedrichsd'or 137 13

Großh. Poſ. do. A. 33 And. Goldm. à
do. do. 31 80 80 5 12 12Oſtpr. Pfandbr. 32 835 Disconto
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Steel. VBohw. 4
Rſchl.Maärk. 31/,73 bz.
do. Sweigbhu.
Obſchl. I. A. 31/, 92* G.
do. Lit B.

r

Bresl. Freib.. 4KrakObſchl. 4 24 S.
Berg.-Märk. 4 54* G

4

1

Bonn Cöln 5 103 G.
4

4

Starg. Poſ. 31/, 72 B. 718/, G.
4

4

BriegNeiſſe
Mgd.Wittb.

Quitt. B.
Aach.Maſtr. 4

Fr.W.Ndb. 4 34/, à bz.
do. Priorit. 5 92 bz.

Aetien.

Rh.v. St. gar. 3/,
1.Priorität

o. St. Pr.
Düſſeld.-Elf.

chl.Märk.
do. do.
ds. III. Serie
do. Zwgbhn.
do. do.

Oberſchl.
Krak.Obſchl.
Coſel-Oderb.
Steel.Bohw.
do. II. Serie
Brsl. Freib.
Berg.-Märk.
Ausländiſche

Stamm
Actien.

Leipz.-Dresd. 4
eudw.-Bexb. 4
21 Fl. 4KielAlt. Sp. 4

Amſt. R. Fl. 4
Mcklb. Thir. 4 32

Leipzig den 25. April.

J R

W

Cöln Mind.4*/,93 bz.

90 G.

G.

Ange Staatspapiere. AngeStaatspapiere. beten. Geſucht. Aetfen S Sinf. doten, Geſucht

Königlich ſächſiſche Chemn.R.-Eiſenb.
Staats Papiere à Anl. à 10 4 S3 5 im 14 F. K. pr. St.Schuldvon 1000 u. 500 79 ſcheine à 31 in
kleinere 2 pr. Ct. pr. 100 80à 4 do. do. v. 500 e 88/, k. öſterreich. Met.

do. do. v. 500 u pr. 150 fl. Conv.
200 à 5 1027/, à 5 lauf. Zinſendo. do. kleinere S à 49/0 à 103 im
Königl. ſächſ. Land à 3 14 F. Srentenbriefe à

o im 14 F. r. Frsd'or à 5v. 1000 u. 500 83/, aufr And. ausl. Louisd'orAct. d. eh. ſächſ.-bair. à 5 nach geringe
EC., bis Mich. 1855 rem Ausmünzfuße
à 4 u ſpäter à 3 auf 100 122,h e Conv.Spec. u. GldKönigl. pr. Steuer auf 1001CreditKaſſenſch. à idem 10 u. 20 Kr.
à 3 im 20 fl. F. auf 1000 25/v. 1000 u. 500 79

kleinere eLeipz. Stadt Obli ctien der W. B. pr.
gationen à 3 im St. à 103 l14 F. Leipz. Bank Actienv. 1000 u. 500 90 à 250 pr. 100 142
kleinere S Lpz. Dresd. EiſenSächſ. erbl. Pfand bahnAct. à 100
briefe à 3 pr. 400 95von 500 83 Sächſ. Schleſ. do.von 100 u. 25 pr. 100 73Sächſ. lauſ. Pfand Chemn. Rieſ. do.
briefe à 3 80 pr. 100 19Sächſ. do. do. à 31 90 LöbauZitt. do.

do. do. à 4 99 pr. 100] 14Lpz.-Dresd.-Eiſenb. Magdeb. Leipz. do.P.Obl. à 31/, 98 pr. 100] 1682

Weizen 47 SRoggen c 26e

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und prenuß. Gelde.)

Magdeburg, den 25., April.
52

(Nach Wispeln.)

Gerſte 22 24Hafer 13 161),
Berlin den 25. April.

Weizen nach Qualität 565—60
Roggen loco 24 26

ſchwimmend 8épfd. 24——261

pr. Frühjahr 82pfd. 248 Br. 241 G.
Mai Juni 24 Br., 2 bz. u. G.
Jununi, Juli 25 Br. 24 G.
Juli Auguſt 26 Br., 26 G.
Sept. /Octbr. 28 Br. 27 G.

Gerſte, große, loco 2122
kleine 18--19

Hafer loco nach Qualität 14-15
pr. Frühjahr 48pfd. 131 Br.

Rüböl loco 141 Br. 14 G.
pr. April 14 Br., 141 G.
April Mai 14 Br. 137/, G.
Mai Juni 132 Br. 132/, G.
Juni Juli 13 Br. 13 G.Zuli/ Auguſt 13 Br. 131 G.
Aug. Sept. 13 Br, 127 G.
Sept. Oct. 128 Br. 122/, G.

Odctbr. Novbr. 127/ b. u. Br. 121/, G.
keinöl loco 11 Br.

April /Mai-kieferung 102 Br. 101 G.
Spiritus loco ohne Faß 14 à bz.

April Mai 14 Br., 14 G.
Mai/ Juni 14 Br. 141 G.
Juni Juli 148 Br. 142 G.
Juli Auguſt 15 Br. 15 G.
Auguſt Sept. 16 Br. 152/, G.

v n n n

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 25. April Abends 6 Uhr am Unterpegel 9 Fuß 6 Zoll.
am 26. April Morgens 6 Uhr am Unterpegel 9 Fuß 6 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 25. April Nr. 7 und 3 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 25. bis 26. April-

Jm Kronprinzen Hr. BauIJnſp. Kawerau a. Münſter. Die Hrru.
Kaufl. Dyrenfurth a. Mancheſter, Bergfeld a. Breslau, Meyer a.
Weimar. Hr. Stud. Plaßmann a. Mecklenburg. Hr. Partik. v.
Thielen a. Köln.

Stadt Zürich Hr. Lehrer Geißler a. Weißenfels. Hr. Gaſtgeber
Dorrier a. Naumburg. Hr. Amtm. Roth a. Trebnitz. Die Hrru.
Kaufl. Erdmann a. Bremen, Lederer a. Lüneburg. Die Hrrn. Par
tik. Coock a. Hamburg, v. Morgenſtern a. Glogau.

Goldnen Ring: Hr. OAmtm. Neubauer a. Petersrode. Die Hrru.
Amtl. Hempel a. Sirau, Kranz a. Penig. Hr. Prediger Müller a.
r otterſtedt. Die Hrrn. Cand. Schauer a. Brandenburg, Koſte a.

rieg.
Engliſcher Hof: Die Hrrn. Kaufl. Richters a. Magdeburg Berthold

a. Frankfurt, Schulze a. Eiſenach.
Goldnen Löwen: Die Hrrn. Kaufl. Schütte a. Hamburg Sachſe a.

Magdeburg Bisbeck a. Berlin. Hr. Goldarbeiter Spitzner a. Go
ſchütz. Hr. Fabrik. Zarnack a. Torgau. Hr. Brauereibeſ. Stoſch a.
Allſtedt. Hr. Pfarrer Huth a. Oberthau.

Stadt Hamburg: Hr. Gutsbeſ. Nordmann a. Berlin. Die Hrrnu.
Kaufl. Bilſtein a. Frankfurt, Roſenberg a. Magdeburg, Stegmann
a. Nordhaufen, Heiſing a. Kaſſel. Hr. Rechts Anwalt Stronn a.
Osnabrück. Hr. Stud. Deigner a. Heidelberg.

Schwarzen Bär: Die Hrrn. Kaufl. Harmann a. Jngolſtadt, Schrö-
pfer a. Liegnitz. Hr. Kunſthdlr. Kramer a. Koblenz. r. Fabrik.Dietrichs a. Kronach. Er. Sobrt

Soldne Kugel Die Hrru. Kaufl. Otto a. Weißenfels, Sintenis a.
Magdeburg, Jünger g. Berlin.
Hr. Oekon. Laue a. Jägerndorf.
Egeln.

Hr. Rentier Erasmus a. Berlin.
Hr. Schauſpiel Dir. Monhaupt a.



Bekanntmachungen.
Durch unſere, im 14. Stück des Amts-

blatts pro 1849 Seite 86,87 abgedruckte
Bekanntmachung vom 3. d. Mts. die
Ausreichung der Schuldverſchreibungen über
die freiwillige Staatsanleihe betreffend, ha-
ben wir diejenigen Einzahler, welche dieſe
Schuldverſchreibungen noch nicht in Em-
pfang genommen haben, dringend veran-
laßt, ſich dieſerhalb bei den betreffenden
Specialkaſſen zu melden.

Mit Bezugnahme darauf laſſen wir
dieſe Erinnerung auch hierdurch mit dem
Beifügen ergehen, daß es im Jntereſſe
ſowohl er betreffenden Kaſſen, als der
Einzahler ſelbſt, ſehr wunſchenswerth er-
ſcheint, daß das fragliche Ausreichungsge-
ſchäft möglichſt bald geſchloſſen werde.

Merſeburg, den 20. April 1849.
Königliche Regierung.

Henkel.

Der Wollmarkt in Deſſau wird in
dieſem Jahre Donnerstag und Freitag

den 14. und den 15. Juni
abgehalten.

Zur Bequemlichkeit der Woll Produ-
zenten und Einkaäufer ſind die frühern Ein-
richtungen für dieſes Jahr ebenfalls ange-
ordnet, auch haben die Hebeſtellen des Lan-
des wegen der Chauſſee und Bruckgeld-
freiheit wahrend dieſer Tage bereits Jn-
ſtruction erhalten.

Deſſau, den 21. April 1849.
Herzogl. Anhalt. Regierung.

Abtheilung des Jnnern.
Ploötz.

Verkauf. Da die von uns am 16.
d. M. in Buttſtädt beabſichtigte Auction
der Tumplinger Zucht-Stähre durch
allzuüble Witterung und grundloſe Wege,
die den Transport verhinderten nicht ab-
gehalten werden konnte, ſo wollen wir
hiermit einen andern Verſteigerungs- Ter-
min zu dem auf den 11. Juni d. J. fal-
lenden Wollmarkte zu Weimar unwider
ruflich feſtſetzen, wobei wir noch bemer-
ken, daß die Stähre (circa 50 Stuck)
ſämmtlich mit der Wolle verkauft werden.

Tümpling, d. 20. April 1849.
Vogt Comp.

Ein mit guten Zeugniſſen verſehener
Hausknecht ſucht einen Dienſt. Derſelbige
hat ſchon mehrere Jahre in großen Hau-
ſern conditionirt, und kann auch auf Ver
langen Caution ſtellen. Frankirte Offer
ten mit K. T. bezeichnet, bittet man in
der Expedition des Couriers niederzulegen.

Saamen-Dotter iſt zu haben in der
Mühle bei Schochwitz.

7

So eben iſt erſchienen tDr. J. F. Th. Wohlfarth (F. S. Kirchenrath) Würdiund Beleuchtung einer ſoeben bei Kollmann in rig t
dem Titel: Enthüllungen über die wirkliche

Todesart Jeſu
erſchienenen Schrift. Gr. 8. Geheftet. „1I5 Sgr.

Je mehr bei dem, ſich jetzt auf kirchlichem Gebiete vorbereitenden Gährungspro-
zeß zu befürchten iſt, daß durch dieſe angebl. Enthullungen Viele in ihrem Glauben
irre, Viele in ihrem Unglauben beſtarkt werden könnten, um ſo mehr iſt, nament-
lich aus der Feder des fur evangeliſche Wahrheit begeiſterten Opponenten Zuruück-
weiſung jener, allen Grundes entbehrenden Angaben ein Wort zur rechten Zeit
welches Allen, denen ihr Chriſtenglaube eine heilige Angelegenheit iſt, zur weitern
Verbreitung empfohlen wird.

Zu haben in der Schwetſchke'ſchen Sort.Buchh. (Pfeffer) in Halle.

Conſtitutioneller Verein des Saalkreiſes.
Mittwoch den 2. Mai Nachmittags 2 Uhr Sitzung in Beiderſee.

An alle geehrten Landwirthe.
Bedeutende Vermehrung und Verbeſſerung des Ertrags der

Feldfrüchte, bei Samenerſparung, durch zuverläſſige, einfache
und wohlfeile Behandlung des Samens. Anweiſung dazu nach den
Erfahrungen eines induſtriellen Gutsbeſitzers gebe ich gegen portofreie Einſendung

von 2 F. Moritz Beyer,Leipzig, im April. vormaliger Oek.-Jnſp. u. Prof. der Landwirthſchaft,
Adreſſe: Herausgeber der Allg. Zeitung fur Land-

An Moritz Beyer u. Forſtwirthe c.in Leipzig.

Nutzholz- Auction.
Donnerstag den 3. Mai e. von Morgens 8 Uhr an ſollen die auf dem Grafl.

v. d. Schulenburgſchen Schlage liegenden Nutzholzer, beſtehend in circa
54 Stuück eichnen

41 thbu z75 e Abſchnitten von verſchiedener Länge und Staärke,

44 aspnenunter den im Termine bekannt zu machenden Bedingungen öffentlich an Ort und
Stelle verſteigert werden. Vorlaufig iſt nur zu bemerken, daß unbekannte Käufer

der Kaufſumme nach beendigtem Termine anzuzahlen haben.

Cloſter Roda, d. 25. April 1849. Der Forſter Kieſer.
Die auf Gegenſeitigkeit gegrundete

Hagelſchäden-Verſicherungs- Geſellſchaft in Erfurt
übernimmt auch in dieſem Jahre Verſicherungen gegen Hagelſchäden zu nachſtehenden
Praämienſatzen

o für Halm und Hackfrüchte,
1 Hüulſen-, Oel- und Handelsgewächſe,
1 Lein, Hanf, Mohn und Gartengewachſe,
2 9 Obſt und Wein,
21 0 Hopfen und Taback.

Jndem ich das landwirthſchaftliche Publikum zu recht zahlreicher Benutzung die-
ſes gemeinnutzigen Jnſtituts einlade, erkläre ich mich bereit, Verſicherungs- Anträge
entgegen zu nehmen und die erforderliche Auskunft zu ertheilen.

Statuten und Antragsformulare können bei mir ſtets in Empfang genommen

werden. Theodor Schreiber,Wettin a/S., im April 1849. Agent.
Ein Haus mit 2 Stuben, 3 Kam- 50 Schock 5- und Gellige haſſelne Reife

mern, 1 Küche und kleinem Hof ſteht zu ſind zu verkaufen bei dem Bottchermeiſter
verkaufen das Nähere Glaucha Nr. 1737. Engelhardt Heinicke in Wettin.

e



Mühlenverkauf.
Ein großes Muhlengruntd ſtück, unmittelbar an einer lebhaften Stadt in milder

und fruchtbarer Gegend Sachſens romantiſch gelegen, ſoll erbtheilungshalber aus
freier Hand verkauft werden. Es hat 4 Mahl und 1 Graupengang, Oel, Schneide-
und Papiermühle, ſehr geräumige maſſive Gebaude, letztere ſind mit 13 400 ab
geſchätzt, ferner circa 40 Acker anſtoßende Ländereien. Die Größe und rühmenswer-
the Ausdauer der Waſſerkraft, die vortheilhafte Lage ſämmtlicher Werke verdienen
gleiche Beachtung. »An Vieh: 4 Pferde, 14 Stück Melkkühe u. a. m. Forde-
rung 28,000 mit Theil Anzahlung. Desfallſige Anfragen ſind franco
unter Chiffre C. C. Nr. 70 poste restante Leipzig niederzulegen.

Holſtein à 25 Sgr.,
Nord- Schleswig
Süd- Schleswig a 9 Sgr.
Jütland

Dieſe auf trigonometriſchen Vermeſſungen beruhenden Karten ſind die genaueſten
und beſten von allen im deutſchen Buchhandel erſchienenen.

Spezialkarte von
dv u

da

Große Auetion von ächtem Porzellan.
Mittwoch d. 16. Mai u. folg. Tage hindurch, jedes Mal

von S Uhr u. Nachmitt. von 2 Uhr ab, ſoll gr. Ulrichsſtr. Nr. 20
eine gr. Partie Porzellan, beſtehend in glatten u. barocken Kaffee u.
Theegeſchirren, Kaffee- u. Vouillon-Taſſen, Terrinen, Schüſſeln,
Salatieren, Tellern, Töpfen, Kuchenkörben, Cabarets u. dgl.
m. meiſtbietend gegen gleich baare Zahlung verkauft werden.

J. H. Brandt, Auct.-Commiſſ. u. Taxator.

Es wird ein Hülſslehrer für den Ele-
mentarunterricht in einer Volksſchule ge-

Von Johannis d. J. ab ſoll das Rit
tergut Cöſitz bei Radegaſt auf 13
Jahre ceſſionsweiſe verpachtet werden. Das ſucht am liebſten ein ſolcher, der unter
Gut enthält circa 1050 Morgen Waizen- vortheilhaften Bedingungen hier Gelegen
boden, eine Brennerei, Brauerei und Zie- heit findet, ſich zum Seminar vorzuberei-
gelei nebſt vollſtaändigem Wirthſchaftsinven- ten. Darauf Reflektirende moögen ihre
tarium und vorzüglichen Wohn u. Wirth- Adreſſen unter Chiffre E. Z. in der Expe-
ſchaftsgebäuden. dition des Couriers abgeben.

Hierauf Reflektirende haben ſich bei Un eterzeichnetem baldigſt zu melden, und ton Der Landgeſellenverein von Maurer

nen daſelbſt die näheren Bedingungen er und Zimmerleuten tritt Sonntag, als den

fahren. 6. Mai, Nachmittags 1 Uhr in Eroll-Cöthen, den 25. April 1849. witz auf der Bergſchenke wieder zuſam
v. Bramigk I., Advokat. men, um in ſeinen Sitzungen weiter fort

Friſch gebrannter Kalk Montag t. 30. zufahren. Es werden daher alle Ortsbe
und Donnerstag den 3. bei Lieskau u.
in Halle beim Maurermeiſter Sten gel.

Der Wiederbringer einer verloren ge
gangenen Ohrbommel, mit 4 Lilaſteinen,
erhält in der Brüderſtraße Nr. 202 eine
Treppe hoch eine Belohnung.

Bekanntmachung.
Das Fahren uüber die bei Zappen-

dorf über die Salzge führende Brücke
wird wegen des ſehr deſekten Zuſtandes
derſelben hierdurch unterſagt.

Zappendorf, d. 23. April 1849.
Die Ortsbehörde.

Der Vorſtand des Landgefellen-

Eine neumilchende Kuh mit dem Kalbe
ſteht zu verkaufen bei

hörden nochmals dringendſt gebeten, in den
Ortſchaften, die 3 Stunden von Halle im
Bereich des Saalkreiſes belegen ſind, es
ja zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Vereins.

Walther in Canena Nr. 4.

Sonntag den 29. April ladet zum
Concert und Ball ergebenſt ein

Hohenetlau. Carl Rohde.

Gebauerſche Buchdruckerei.

o o9WdrdsdXroWWüWBWW v Weh h

Kohlrabi- Blumenkohl, überhaupt alle
Sorten Gemüſe und Blumenpflanzen,
verkauft in Düfferts Garten zu Gie-
bichenſtein der Gärtner F. Heinrich.

Selterwaſſer, täglich friſchen Maitrank,

bei F. Eppner.
Rhein- und Weſer- Lachs empfiehlt

F- Eppner.
Würzburger Weine, à Flaſche 7

6 empfiehlt F. Eppner.
Marinirte Heringe empfiehlt

Eppner,
große Ulrichsſtraße Nr. 67.

Allen lieben Freunden und Bekannten
bei meiner Abreiſe nach New-York noch-
mals ein herzliches Lebewohl!

Bremerhaven, d. 24. April 1849.
C. Lepetit.

Bei unſerer Abreiſe nach Großthie-
mig ſagen wir allen unſeren Freunden
ein herzliches Lebewohl.

Halle, den 26. April 1849.
Albert Schurig, Diakonus.

Mathilde Schurig, geb. Schwabe.

Bei ihrer Abreiſe nach Artern ſagen
Freunden und Bekannten ein herzliches
Lebewohl
der Rechts-Anwalt Romeiß nebſt Frau.

Halle, den 23. April 1849.

Kann mir's in Deutſchland nun nicht
mehr behagen

Ach, leider nein! gefällt mir hier nicht
mehr!

Recht ſehr betrübt will ich ihm Valet
ſagen,

Lieb' Eltern Jhr, ach grämt Euch nicht
zu ſehr,

Trenn' ich mich auch von Allem, was
ich liebe,

Es iſt nicht anders, ja es muß ſo ſein!
Unglücklich war' ich, wenn ich länger

bliebe,
Denn Deutſchlands Knechtſchaft kann mich

nicht erfreu'n.

Lebt Alle wohl, Jhr Eltern, Schwe
ſtern Brüder!

Oft rtenkt an mich, oft an Amerika!
Frei ſehen wir vielleicht dereinſt uns

wieder,
Frei wünſcht ich dich mein Land Ger-

mania!

aus Mittel-Etlau.

h
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Beilage zu Nr. 97 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Freitag, den 27. April I8A9.

Kammerverhandlungen.
Erſte Kammer.

Berlin, den 23. April.
Anträge 1) über die Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatz des bei

öffentlichen Aufläufen verurſachten Schadens 2) über die Verpflichtung
der Regierungen, die Verwendung der zum Gemeindewegebau beſtimmten
Gelder in den Amtsblättern nachzuweiſen 3) über Beſeitigung des Truck
ſyſtems 4) über den Erlaß eines Jagdpolizeigeſetzes, wurden in die Ab-
theilungen gewieſen. Zum Schluß wurden die bisherigen Präſidenten wie
der gewählt.

Zweite Kammer.
Berlin, den 24. April.

Nach mehreren Anträgen über einzelne Veränderungen der Geſchäfts
ordnung, die der betreffenden Kommiſſion zugewieſen wurden, ging die
Kammer zur Berathung des Vereinsgeſetzes über. Es lautete der Regie
rungsentwurf:

H. 15. Verſammlungen bedürfen der vorgängigen Genehmigung der
Ortspolizeibehörde, wenn fie auf öffentlichen Plätzen in Städten und Ort-
ſchaften oder auf Straßen ſtattfinden ſollen.

S. 16. Dieſen Verſammlungen werden öffentliche Aufzüge gleichge-
ſtellt; bei Erſtattung der Anzeige oder Einholung der Genehmigung iſt der
beabſichtigte Weg anzugeben. Gewöhnliche Leichenbegängniſſe werden je
doch nicht hierher gerechnet. Auch bei kirchlichen Prozeſſionen bedarf es
der vorherigen Anzeige oder Genehmigung nicht, wenn ſie in der herge-
brachten Art ſtattfinden.

Ohne Diskuſſion wurden die Paragraphen ſo beſtimmt und angenommen
„Zu Verſammlungen, welche auf öffentlichen Plätzen

und Straßen in Städten und Ortſchaften ſtattfinden
ſollen, ſo wie zu öffentlichen Aufzügen in Städten und
Ortſchaften hat der Vorſteher, Unternehmer, Ordner
oder Leiter die Genehmigung der Ortspolizeibehörde
nachzuſuchen.

„Kirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgän-
ge, gewöhnliche Leichenbegängniſſe und Züge der Hoch-
zeitsverſammlungen unterliegen der Beſtimmung des
S. 1 nicht.

H. 17. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der H. 2. 3. 5.
6. 8. 10 dieſes Geſetzes ziehen eine polizeiliche Strafe bis zu 50 Thaler
nach ſich.

S. 18. Wer den in den 7 und 9 gegebenen Beſtimmungen zu-
widerhandelt, hat Geldbuße bis zu 200 Thlr. oder Gefängniß bis zu ſechs
Monaten verwirkt.

H. 19. Jſt die Verſammlung unter freiem Himmel von der Ortspo
lizeibehörde unterſagt, oder den Vorſchriften der h. 14 und 15 zuwider
unternommen, ſo hat Jeder, welcher dazu auffordert oder auffordern läßt,
oder darin als Ordner Leiter oder Redner thätig iſt eine Geldſtrafe bis
zu 200 Thlr. oder Gefängniß bis zu ſechs Monaten, und Jeder, welcher
an der Verſammlung Theil nimmt, eine Geldbuße bis zu 5 Thlr. verwirkt.

Eine große Zahl von Verbeſſerungsvorſchlägen wurde eingebracht, ſo
daß bei der Abſtimmung nicht weniger als 17 Fragen vorlagen, eine be-
ſchränkter und ſchlechter als die andere. Die Abgeordneten Temme,
Dierſchke und der Demokrat Schmidt aus Landshut führten ein par-
lamentariſches Schauſpiel auf, das die Politik der Bierbank weit über-
trifft. Die Abſtimmungen waren wie gewöhnlich ganz konfus und ein in
aller Weiſe verſtümmeltes und fich widerſprechendes Geſetz wurde ange-
nommen. Jn den nächſten Tagen wird das ganze von der Kommiſſion
redigirte Vereinsgeſetz zur ſchließlichen Annahme vorgelegt werden. Es
wäre Schade, wenn dieſes Prachtgeſetz nicht durchgehen ſollte!

Berlin, den 25. April.
Die Linke ließ wieder ein Paar dringliche Anträge los, deren Dring-

lichkeit aber nicht anerkannt wurde. Hierauf wurde der Bericht des Cen-
tralausſchuſſes über Aufhebung des Belagerungszuſtandes vorgeleſen und
zur Diskuſſion geſtellt. Der Antrag des Ausſchuſſes fordert die ſofortige
e der Ausnahmsmaßregel. Dazu waren folgende Amendements
geſtellt

Die Kammer wolle ſtatt des Antrages des Central Ausſchuſſes fol
genden Antrag annehmen:

„„daß das Staatsminiſterium aufzufordern, den ſeit dem 12. No
vember v. J. über Berlin und deſſen zweimeiligen Umkreis ver
hängten Belagerungszuſtand mit der Maßgabe aufzuheben, daß
während der Dauer der Sitzungsperiode beider Kammern in Ber-
lin und innerhalb der Entfernung von 2 Meilen Verſammlungen
unter freiem Himmel verboten bleiben.“

Wentzel (Ratibor). Naumann. v. Seckendorff.
(Tilſit, Ragnit).

Reuter

2) Zuſatz. Hinter den Worten „wieder aufzuheben“ hinzuzufügen
„und den Kammern ein Tumult und Aufruhr-Geſetz, welches ſich
nicht allein auf Berlin beſchränkt, zur ſchleunigſten Begutachtung
und Beſchlußnahme vorzulegen.“

Renard. Jordan. Seiffert. Moecke. v. Dewitz. Graf Zieten. Leon
hardt. Poppenburg. Krauſe. Graf Poninski (Löwenberg). Geßler.

3) (Noch nicht gedruckt.) Die Kammer wolle ſtatt des Kommiſſions
Antrags folgende Erklärung abgeben:

„„Die Kammer erklärt ſich für die Aufhebung des Belagerungszu-
ſtandes in Berlin ſobald das Verbot der Verſammlungen unter
freiem Himmel in Berlin und deſſen zweimeiligen Umkreis Geſetzes
kraft erhalten haben wird. Aldenhoven und Genoſſen.“

Miniſter des Jnnern: MeineZHerren. So ungünſtige Urtheile
auch ſchon in dieſer Kammer über mich gefällt worden ſind ſo hege ich
doch das beſtimmte Vertrauen daß man mir das Zeugniß nicht verſagen
wird, daß ich ſtets vermieden habe, bei den ſtatthabenden Debatten Per
ſönlichkeiten zu nennen oder anzugreifen ich habe ſtets Aufregung ver
meiden wollen, die ſich leicht daran knüpft. Jetzt bin ich nicht mehr im
Stande, dieſes Prinzip feſtzuhalten, bei dieſer Debatte bin ich gezwungen
Perſönlichkeiten zu nennen, und ich hoffe, daß die Kammer dies anerken-
nen werde. Jch wende mich nun zu dem Bericht der Central-Kommiſſion,
die den Belagerungszuſtand aufgehoben wiſſen will, und bedauere nur,
daß nach dieſem Berichte der Kommiſſär, welchen ich für dieſelbe aborderte,
eine abweichende Erklärung von der Jnſtruktion gegeben hat die ich er
theilt, als ich verhindert war, zu erſcheinen. Jch habe daher dieſen Kom
miſſär aufgefordert, ſich zu erklären, ob er Aehnliches geſagt hat aus dem
Protokolle, das ich nach ſeiner angegebenen Ausſage habe anfertigen laſ
ſen, ging eine ähnliche Ausſage nicht hervor. Es war von dieſem nur
bemerkt worden, daß wenn auch das Material noch nicht vollſtändig ſei,
da auch aktenmäßige Beweiſe für gewiſſe Fälle keine Beweiskraft haben
möchten nichts deſto minder man ſehr gern bereit ſei, das reichhaltige Ma
terial vorzulegen, und alle Vorlagen zu machen, über die man im Stande
zu disponiren iſt. Es thut mir leid, daß die Kommiſſion nicht darauf
eingegangen iſt, auch will ich nicht unterſuchen, welche Ausſage die Rich
tige war, aber es zwingt mich doch, Einiges aus dem Materiale hier mit
zutheilen. Der Antrag liegt nicht in der Competenz der Hohen Kam
mer, nach H. 18. der Verfaſſung ſteht es nicht bei ihr, in eine adminiſtra
tive Maßregel einzugreifen. Doch will ich mich nicht enthalten, darauf einzuge
hen und demnach die Gründe zu entwickeln und zu widerlegen ſuchen, welche ge
gen den Belagerungszuſtand eingegangen. Dieſe Vorwürfe waren dreierlei
Art. Erſtens, warum wir ihn verordnet Zweitens, wie wir ihn nach der
Erlaſſung der Verfaſſung haben feſthalten, wie wir ihn nach dem Zuſam-
mentritt der Kammern noch nicht wieder haben aufheben können. Jch
will auf den erſten Punkt eingehen. Es giebt im Menſchen und Völker-
leben Momente, bei denen es der außerordentlichen Mittel bedarf krank-
hafte Zuſtände, bei denen eine ungewöhnliche Behandlung eintreten muß.
Solche außerordentliche Mittel zu ergreifen, iſt dann eine Pflicht der
Selbſterhaltung. Nun iſt doch gewiß die Thatſache nicht zu verkennen,
daß Zuſtände, wie ſie im vorigen Herbſte hier eingetreten waren, mit ge
wöhnlichen Mitteln nicht geheilt werden konnten, daß Ausnahmeregeln
eintraten. Dieſe ſind überall nothwendig und vorhanden wo conſtitutio
nelles Leben herrſcht; nur der gbſolute Staat allein kann ſie entbehren
er e tet durch ſein Machtwort Stillſchweigen und unterdrückt durch ſeine
Befehle.

Bis zum S. Dec. war aber Preußen kein konſtitutioneller Staat (Ah!)
Man rang danach, ich will nicht unterſuchen wer daran verhindert hat,
durch weſſen Schuld nicht erreicht war, wonach man gerungen hatte. Aber
von allen Seiten waren warnende Nachrichten über die beſtehenden Zu
ſtände eingegangen. Eins will ich erwähnen, das Schreiben der Central-
gewalt an das Miniſterium, deſſen Jnhalt folgender iſt. Die Zuſtände,
die in Berlin herrſchen, ſind von der Art, daß ſie länger nicht zu beach-
ten unmöglich iſt. Berlin iſt das Centrum revolutionärer Bewegung.
Jn Berlin verſammeln ſich die Abgeordneten der äußerſten Linken aus
allen Kammern Deutſchlands; in Berlin iſt der Sitz der demokratiſchen
Congreſſe; kurz Berlin iſt der Mittelpunkt für alle Stadien der neuen
Revolution. Jn Berlin iſt, ſo lautet ein Brief vom 14. Oktober, der
Sitz der neuen Zeit, die ſich vorbereitet. Jn Berlin haben die Mitglie-
der der Bürgerwehr ſich auf höchſt demokratiſche Weiſe vorgeſtellt; in
Berlin ſei ein Trauerzug von Empörern feierlicher, als ein Zug von
Bürgerwehrmännern, die für ihre Pflicht ſtarben, beſtattet worden.
Jn Berlin hat ſich ereignet, daß den Mitgliedern der National Ver-
ſammlung der Ausgang aus dem Gebäude durch Volkshaufen und
verriegelte Thüren unmöglich gemacht wurde; die Ereigniſſe ſind ſo
mächtig, daß ſie die fürſorglichen Maßregeln der Centralgewalt
herausforderten, und daß es nicht nöthig iſt, das Vorhandenſein von

h zu entſchuldigen. Jch gehe in meinen Beweiſen
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weiter. Der Antragſteller auf Aufhebung des Belagerungszuſtandes
behauptet, daß die Truppen mit Freuden empfangen worden ſind. Jch
will Jhnen einige Beiſpiele davon geben. Jch habe die aktenmäßigen
Beweiſe vor mir Sie können die r ſelbſt einſehen. Es
war damals, als die Truppen in Berlin einrückten, ein Faktum, was
von vielen Seiten mit Freuden aufgenommen ward, als auch das

anze Offizierkorps der Bürgerwehr ihre Würde niederlegte; nachdemſie dies gethan, fand zu der Zeit in der Nacht eine Verſammlung im

Centralbureau ſtatt, was in das Hötel de Bavière verlegt worden war.
Es war 12 Uhr in der Nacht, da die Verſammlung zuſammenkam; es
nahmen an ihr Theil: die Abg. der Nationalverſammlung Waldeck,
d'Eſter, Schramm, Berends, Reuter die Handwerker hatten als Abg.
den Goldarbeiter Bisky entſandt. Von allen Bezirken waren Abgeord
nete vorhanden. Die Majore der Bürgerwehr ertheilten Auskunft
über den Zuſtand und die Stimmung der Bürgerwehr und, die Mehr-
zahl entſchied ſich für paſſiven Widerſtand.

Bei den Debatten in dieſer Verſammlung betheiligten ſich Waldeck,
Berends und Reuter. Der Erſte bewegte ſich, heißt es, mehr in all
gemeinen Phraſen; er ſagte, er ſei kein Mann der Waffe, aber er
glaube jeder Bürger werde wiſſen, was er zu thun habe. Berends
erklärte ſich nicht ausdrücklich für activen Widerſtand, aber er ſtellte
ihn doch in Ausſicht, ſobald geſchoſſen wurde. Reuter erklärte fich be-
ſtimmt und deutlich für aktiven Widerſtand, man müſſe ihn leiſten,
ſelbſt wenn kein Stein auf dem andern hätte bleiben ſollen. Man hat
die Aeußerung von den Abgeordneten gehört, was habe es mit dem
Kampf eine ſolche Befürchtung der Verluſt der Freiheit ſei größer,
als der Untergang einer Stadt. Die Zeugen berichten, daß noch au-
ßerdem junge Perſonen anweſend waren wahrſcheinlich Mitglieder des
fliegenden Corps,, Männer die nur für den Kampf glühten, die aus
ſprachen, daß 10,000 Arbeiter bereit ſeien ihr Leben einzuſetzen man
müſſe, wenn die Freiheit es verlange, ſich mit den Leibern, wie den
Waffen, den Soldaten entgegen werfen. Die Stadt dürfe dabei nicht
geſchont werden, 1000 Häuſer müſſen in Flammen aufgehen Frauen
und Kinder müſſen geſchlachtet werden, aus dem vergoſſenen Blute
müſſe die junge Freiheit hervorblühen. Kurz es wurden derartige fürch-
terliche Reden geführt, daß Zeugen, die anweſend waren, die Haare
zu Berge ſtanden (Heiterkeit). Man zweifelte förmlich, ob man im
19 Jahrhunderte lebte (Heiterkeit). Andere Redner, welche ſich daſelbſt
hören ließen wie der Banquier Kirchheim u. a., die zur Ruhe ermahn-
ten die an das Beiſpiel Wiens erinnerten, Frieden und Mäßigung
predigten, wurden verhöhnt und vom Präſidenten zur Ordnung geru-
fen (Heiterkeit). Nichts deſto minder ergab ſich bei der ſchließlichen
Abſtimmung, daß die Majorität ſich für einen paſſiven Widerſtand ent
ſchieden hatte, worüber freilich die anweſenden Herrn Abgg. nicht er-
freut zu ſein ſchieuen: ſo ging es in dieſer Verſammlung zu. Jch er-
wähnte ſie ſchon einmal in früherer Zeit. Damals ſprach der Abg. v.
Unruh von Verdächtigungen die ich „ſchleudere““ (Unruhe). Gegenüber
ſolchen Ereigniſſen ward der Belagerungszuſtand verhängt. Für einen
ſolchen Fall, wie für Ausnahmefälle, exiſtiren überhaupt keine Geſetze,
nur beſtimmte Jnſtruktionen und Vorſchriften. Es war durch das Ge-
ſetz vom 24. September die HabeasCorpusActe nicht aufgehoben und
ich überlaſſe es gern den verſchiedenen Meinungen, die darüber herr-
ſchen ob er heilſam oder nicht gewirkt habe. Nur iſt es allzugewiß,
daß der Wohlſtand von Berlin durch ihn geſtiegen iſt. Jch komme zum
zweiten Punkt, wie er ſich zu der Verfaſſung vom 5. Dezember verhält
und wie er trotz dieſer verhängt werden durfte. Jch erinnere dabei an
den S. 110 der Verfaſſung, in welchem allerdings von „Vorſchriften“
die Rede iſt, die Ausnahmefälle geſtatten, von „Vorſchriften“, da Ge
ſetze für denſelben nicht exiſtirten. Auf ähnliche Weiſe ſind mehrere
andere Paragraphe gefaßt worden. Es iſt allzudeutlich, wie viel noch
zur Herſtellung des conſtitutionellen Staatsgebäudes Geſetze fehlen ſie
werden nach und nach erlaſſen werden müſſen, und auch über die Mög
lichkeit des Belagerungszuſtandes wird Jhnen ein Geſetz vorgelegt wer
den. Der Z3te Vorwurf war, warum die Regierung den Belagerungs-
zuſtand nicht vor Eröffnung der Kammern aufhob. Die Regierung
hatte verſchiedene Wege, dieſen Vorwurf zu widerlegen. Die Regie-
rung konnte 1., den Belagerungszuſtand aufheben; es wäre dies ein
leichter Weg geweſen, ſie hätte dann keine Angriffe, der heutige Tag keine
Discuſſion erfahren ſie hätte ſich darauf verlaſſen können daß jede
entſtehende Unruhe durch die Truppen unterdrückt werden würde; die
Regierung hat dies nicht thun wollen, ſie hat es geſcheut, Menſchenle-
ben aufs Spiel zu ſetzen und iſt dieſen leichten Weg nicht gegangen.
Ein zweiter Weg war offen die Regierung konnte ein Specialgeſetz
für Berlin erlaſſen und die nachträgliche Billigung der Kammer ver
langen. Sie geſteht, daß dieſer Weg viel für ſich gehabt hat, aber da

einſah, daß die Kammer ohnedies bald auf die Berathung der Ver-
aſſung und der von mir vorhin erwähnten Geſetze eingehen würde, ſo

hielt ſie die Debatte über ein ſolches SpecialGeſetz für unnütz. Es
war ein dritter Weg noch vorhanden: Man konnte dieſe Geſetze provi-
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ſoriſch emaniren laſſen ich habe dies nicht für Recht gehalten und
die Debatten der vorigen Woche haben meine Meinung beſtätigt.
Wir haben deshalb andere Mittel ergriffen, um unſere Maßregel zu
rechtfertigen. Wir haben eine Denkſchrift eingereicht, in der wir die Gründe
auseinanderſetzten wir haben aber die Jnitiative eben nicht ergriffen ob
ſchon die Thronrede des Belagerungszuſtandes dachte, weil wir voraus-
ſahen was Sie zugeben werden wenn Sie gerecht ſind daß, welches Ge
ſetz wir auch darüber vorgelegt hätten daſſelbe doch die heftigſte Oppoſition
gefunden hätte.

Es entſteht nun bei dem geſtellten Antrage die Frage, iſt der Bela-
noch nothwendig und warum kann er jetzt nicht aufgehoben

werden.
Gleich darauf, als er verhängt worden, kamen Deputirte zu mir, die

ihn zwar billigten, die ihn aber, weil er ſeinen Zweck jetzt erfüllt aufge
hoben ſehen wünſchten. Spätere Ereigniſſe geſtatteten dies unter keiner Be
dingung. Jch erlaube mir dabei wieder auf Nachrichten hinzuweiſen die
ich aus aktenmäßigen Berichten ſchöpfe.

Am Abend des 14. Novembers erſchienen in Berlin in mehreren Be-
zirken unbekannte Männer, die dieſe aufforderten, im Namen der National-
Verſammlung Vertrauensmänner zu ernennen und ſich mit Mitgliedern der
Verſammlung zu berathen. Einer dieſer Männer gab ſich ſogar für einen
Boten der Verſammlung aus. Sie waren in das Mylius- Hotel eingela-
den es hieß, man wolle ſich mit den Bürgerwehr Deputirten über den
Steuerverweigerungsfall unterrichten, ob derſelbe Anklang finden dürfte.
Beſtimmt war dies jedoch nicht ausgeſprochen. Es waren dort auch die
Abgeordneten Waldeck, Jacobi Jung, Wollheim und Berends anweſend.
Von dieſen war es der Obertribunalsrath Waldeck, welcher nichts von ei
ner beſtimmten Einladung wiſſen wollte die Anderen waren nicht ſo vor-
ſichtig.

Man ſprach darüber, ob die Bürger Berlins damit zufrieden ſein
würden wenn die Nationalverſammlung den Steuerverweigerungsbeſchluß
ausſprechen werde der Abgeordnete Dr. Wollheim erklärte laut: die Na-
tionalverſammlung werde den Steuerverweigerungsbeſchluß faſſen und ſie
wollten ſich erkundigen, ob man damit übereinſtimme. Ein anderer Herr
mit einer Brille ſprach das noch beſtimmter und entſchiedener aus. Vom
Abgeordneten Jung hörte man, es ſei nicht wahr, daß das Proletariat von
den Bürgern gefürchtet werden müſſe, es laſſe ſich das erſtere ſehr leicht
leiten er könne verſichern, daß, wenn es zum Aeußerſten käme, Barrika-
den aus der Erde wachſen würden hinter ihnen ſich zu vertheidigen.

Dieſe Notizen hat mir ein Berliner Staatsanwalt zukommen laſſen,
um jeden beliebigen Gebrauch davon zu machen es wird mir freilich nicht
gelingen ein vollftändiges Bild von den Zuſtänden die noch exiſtiren, zu
entwerfen es exiſtirt, aber es iſt kein Zweifel eine Umſturzpartei im Lande,
die auf Vernichtung des Beſtehenden ſinnt. Es hat eine ſolche lange vor
dem März ſchon exiſtirt und zum Beweiſe will ich einige Stellen aus einem
intereſſanten Briefe vorleſen er iſt vom 26. Februar 1848 datirt und von
dem bekannten Dowiat aus New Vork geſchrieben in demſelben heißt es
unter Andern er habe durch ſeine modern philoſophiſche Richtung alle Mit
tel, alle Führer, alle Wege der deſtruktiven Partei kennen gelernt ich
weiß es, daß es noch niemals eine Zeit gegeben hat, in der alle ſocialen
Verhältniſſe derartig zerwühlt waren, als jetzt; was ich zu ſagen habe über
das Verhältniß, muß ich bald ſagen, denn nach den ſchweizer und italieni-
ſchen Ereigniſſen, wie ſie vorangingen, wird es ausbrechen, wie es noch
niemals ausgebrochen iſt. (Bewegung.) Aehnliches ſpricht ſeine Vertheidi-
gung aus die wir gedruckt in allen Zeitungen geleſen haben. Ebenſo will
ich hier nur eine Adreſſe der Deutſchen in Amerika erwähnen, welche an
die Demokraten in Deutſchland gerichtet iſt und in der offen zum gewaltſa
men Widerſtand aufgefordert Prämie für diejenigen, welche ſich zu Frei-
heitsmördern hergeben, feſtgeſetzt wird da man alle Mittel erſchöpft und
unnütz ſähe, die Tyrannen in Deutſchland, wie fie heißen Fürſten, Kaiſer
oder Könige zur Gewährung von Volksrechten zu zwingen, da dieſe Tyran
nen nicht aufhören allen Bitten um dieſelben mit Kugeln und Kartätſchen
zu antworten und ſie hinrichten laſſen durch mörderiſche Soldaten wie
Windiſchgrätz und Jellachich, Meuchelmörder dingen, um die Männer der
Freiheit zu metzeln, ſo ſehen wir keine andere Hülfe vor uns, als ähnliche
Mittel zu ergreifen und eine Gelöbelohnung auf die Köpfe der Tyrannen,
Kaiſer, Könige oder Fürſten zu ſetzen und zwar beſtimmen wir 30,000
Gulden für den Kopf des Kaiſers von Oeſterreich, 25,000 für den des
Königs von Preußen, 15,000 für jeden Fürſten, 10,000 für den des Mör-
ders Windiſchgrätz; wer ſich als Thäter dabei ausweiſt, wird die verſpro-
chene Summe empfangen. Dieſes Dekret iſt echt, es iſt unterſchrieben vom
Secretair Wellenweber. Noch muß ich neben dieſem ein Ereigniß erwähnen.
Es iſt dies der demokratiſche Kongreß. Jch habe hier vor mir die von ihnen
ſelbſt verfaßten Protokolle es iſt zuvor darin eine Schilderung der Lokalität
enthalten wo die Verſammlung ſtattfand. Eine deutſche Fahne war ange
bracht, bei der die rothe Farbe beſonders hervorſtach rothe Vorhänge be
ſchienen den Saal und werfen einen rothen Schein. Die Herren, die
ſprachen rühmten ſich immer ſie wollten alle Putſche vermeiden, um
keine Gelegenheit zu geben, Maßregeln gegen ſich hervorzurufen, ſie
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hoffen auf Einheit zwiſchen Bürger und Proletarier. Ein Abg. Kin
kel, der dabei war, ſagte, er ſei aus dem finſtern Bonn, er könne
verſichern, die Kraft des Proletariats ſei unerſchütterlich und un
verwüſtlich. Bei allen zeigt ſich eine offenbare Neigung für die Re
publik und die Liebe zu republikaniſchen Inſtitutionen ſei überall verbreitet
auch in anderen Ständen. Das Rheinland, ſagte er, habe niemals ge
kämpft für ſeine Freiheit aber es werde ſich, wenn es Noth thäte, jetzt
ein anderer Geiſt offenbaren es ſchlummern daſelbſt alle Elemente einer
Föderativ Republik auf beiden Ufern des Rheins 12000 Mann ſtehen
zum Kampf für die Republik bereit, zwiſchen Bürgern und Proletariern
iſt Einigkeit und die Mehrzahl denkt an Republik. An den demokratiſchen
Congreß iſt auch ein Brief eingegangen, unterzeichnet vom Juſtizcommiſſa
rius Maisberg, welcher ausſagte, daß er keineswegest abgeordnet ſei, um eine
ſociale Republik gründen zu helfen die Bunzlauer Stadt Reſſource hat
ihn zwar beauftragt, einem Congreß deutſcher Demokraten beizuwohnen,
aber keiner Verſammlung deutſcher Republikaner er müſſe ſich daher jeder
Theilnahme am Congreſſe enthalten es ſei dies einmal die Anſicht der
Mehrzahl ſeiner Comittenten, wenn auch nicht ſeine eigene. Daß aber der
demokratiſche Congreß nicht blos eine Theorie bezweckte, wie manche be-
haupten, kann man aus der Rede ſchließen, die der Abgeordnete d'Eſter,
als er zum Vorſitzenden ernannt war, hielt nach den gewöhnlichen Phra
ſen nämlich ſagte er: meine Zeit iſt ſehr beſchränkt, da ich zugleich Ab-
geordneter bin ſollte ich aber durchaus verhindert werden ſo werde ich
meinen Stellvertreter in die Nationalverſammlung einrufen, um mich den
demokratiſchen Zwecken ganz zu widmen. Man hat das vorige Miniſte
rium ſehr gelobt, weil es den demokratiſchen Congreß geduldet habe es
hatte hierdurch die Ohnmacht und die Geldloſigkeit der Demokraten offen
bart ich ich theile dieſe Anſicht nicht ich kann ſolche offen ausgeſproche
nen republikaniſche Tendenzen ſich nicht geltend machen laſſen und den
nachtheiligen Einfluß, den ſie üben müſſen, dulden ſo lange ich die Ver
antwortlichkeit für die Handlungen des Miniſteriums trage, werde ich einen
ähnlichen demokratiſchen Congreß durchaus unrerdrücken. Wenn ein Stamm
ungeſund iſt, ſo müſſen Mittel angewandt werden ihn zu heilen, wenn er
aber ſo ſchwach iſt ſie nicht anwenden zu können, dann iſt er eine Leiche
und das iſt Preußen noch nicht; als der Demokraten Congreß verlegt
wurde haben wir ſeine Wirkſamkeit verfolgt. Sie war keineswegs ſo un
erheblich, als man glauben machen wollte. Er ſtand in Verbindung
mit dem ſogenannten Mäcrzverein, der ſeinen Sitz in Frankfurt hatte
es waren an uns vielfache Mittheilungen von Außen her ergangen,
welche von ſeinen Wühlereien ſprachen. Die Polizeibehörde von Celle hat
zwei Aktenſtücke veröffentlicht, von denen eins von berliner Demokraten
verfaßt war und das andere einen unbekannten Autor zum Verfaſſer
hat doch nimmt man als ſolchen den Grafen Reichenbach an.
Jn dieſen werden außerordentliche Maßregeln verabredet, welche fur
den 18. März feſtgeſetzt wurden überhaupt ſpielte dieſer 18. März
eine große Rolle in den Plänen der Demokraten gleichwohl war es
an dieſem Tage durchaus ruhig in unſerer Stadt daß dies der Fall
war, danken wir dem Belagerungszuſtand. Gleichwohl hat es nicht
an Beſtrebungen revolutionärer Art gefehlt ich will dabei blos an
ein Lied erinnern, das an dieſem Tage geſungen, an einen Toaſt, der
dabei ausgebracht worden iſt und die ich hier näher zu bezeichnen, nicht
für geeignet halte. Die demokratiſchen Vereine ſind noch immer dauernd
thätig ihre Thätigkeit geht aus Briefſtücken hervor, die in die Provin-
zen geſandt werden um Unterſchriften zu verlangen in denen man for-
dert, daß die Verfaſſung nach der Berathung in den Kammern noch
einmal in den Urwähler- Verſammlungen zur Abſtimmung kommen ſolle
und die unter der Adreſſe der Volksabgeordneten an Herrn D' Eſter ge
ſchickt werden ſollen.

Es trat nun aber ein Ereigniß ein welches ſehr bedenklich war (der
Redner verlieſt einen Bericht des Polizeipräſidenten wonach eine ſozial
demokratiſche Verſchwörung exiſtire und beim Schuhmacher Wetzel Waffen
und die Statuten jener Verſchwörung gefunden worden ſeien. Wetzel
hätte ferner geſagt, daß in Berlin 10 Gemeinden von je 10 Mitgliedern
des revolutionären Vereins ſich befänden, deſſen Zweck die untheilbare ſo
cial demokratiſche Repubik wäre, und deren Centralbehörde früher in
Paris jetzt in London ihren Sitz hätte Die Handgranaten, die beim
Wetzel gefunden wurden, wovon ich ein Exemplar Jhnen vorzeigen kann,
ſind mit 7 Loth ſehr brennbaren Stoffes gefüllt.

Dies ſind die Gründe, weshalb man jetzt noch nicht den Belagerungs
zuſtand aufheben kann. Wie ich gehört habe, wollten einige Mitglieder
ihn deshalb aufheben laſſen um energiſch gegen das anarchiſche Treiben
einſchreiten zu können. Das Miniſterium aber ſieht mit Genugthuung dar
auf zurück, daß es die Ruhe ohne Blutvergießen hat inne halten können.
Es iſt ſich ſeiner Verantwortlichkeit wohl bewußt, ſieht aber doch ein,
daß es in Betracht der gegenwärtigen Umſtände dieſe Verantwortlichkeit
zur Zeit noch tragen muß.

Nachdem Ziethen, Phillips Wehmer, Ziegler, Naumann Miniſter
Simons, und ſogar Hildenhagen für und gegen die Aufhebung geſprochen
hatten, wurde die Debatte vertagt.

Deutſche Nationalverſammlung.
Frankfurt, den 23. April.

(Schluß.)
Abg. Culmann verlangt einen neuen Ausſchuß und neue Be-

richte. Abg. Schlöoffel bringt ſeinen früheren Antrag mit Perma
nenz, Schutz der Verſammlung gegen ſogenannte geſetzliche Streitkräfte,
Vollziehungsausſchuß von 50 Gliedern. Abg. Wedekind will zuerſt,
daß Alinea l des Ausſchußberichtes verbleibe, daß dann die Reichsver-
ſammlung die zuverſichtliche Erwartung ausſpreche, daß der König von
Preußen die in der Note des Bevollmaächtigten von Camphauſen an
den Reichsminiſter Präſidenten vom 17. d. M. motivirte fernere Friſt
nicht über die nächſten 8 Tage werde ausdehnen wollen, indem ſie ſonſt,
da die dringende Lage des Vaterlandes eine längere Ungewißheit nicht
duldet die Kaiſerwürde als abgelehnt betrachten und annehmen mußte.
Die Reichsverſammlung beauftrage ferner für dieſen wenn auch hof
fentlich nicht eintretenden Fall gleichwohl ihren 30er Ausſchuß, behufs
anderweiter Durchführung der vollgültig beſchloſſenen Reichsverfaſſung
die erforderlichen Maßregeln vorzubereiten, und eventuell in der Sitzung
vom 1. Mai d. J. vorzulegen. Dann beauftrage die Reichsverſamm
lung die Central Gewalt, von dieſen Beſchlüſſen den königl. preuß.
Bevollmächtigten unverzüglich in Kenntniß zu ſetzen. Abg. Sepp in
Erwägung daß nach der Erklärung des Herrn Reichsminiſterpräſiden
ten Deutſchland ein Erbreich geweſen, beantragt, die Erhebung des
Hauſes Hohenzollern auf den deutſchen Kaiſerthron erſt dann ſtattfin
den zu laſſen, wenn das Haus Habsburg Lothringen in allen ſeinen
Linien ausgeſtorben ſein wird. (Große Heiterkeit.) Zwanzig Redner
ſind für und ſieben und zwanzig gegen den Antrag eingeſchrieben.
Abg. Kierulff, Berichterſtatter der Majoritär des Ausſchuſſes er

hielt zuerſt das Wort zu einigen einleitenden Worten. Die Geſammt
heit des Ausſchuſſes iſt einig in Anerkennung des Zweckes, aber nicht
der Mittel. Jch habe hier die frühere Politik der Majorität des Par
laments nicht zu vertreten, weil ich in manchen Punkten nicht mit
ihr übereinſtimmte, allein ich muß entſchieden leugnen, daß unſere
Anträge der Politik des Zögerns gemäß ſind. Der Sinn dieſer An
träge iſt nicht, daß wir an der Möglichkeit einer perſönlichen Löſung
der Frage zweifeln, ſondern daß wir dem Volke die Gegner unſerer
Sache zeigen daß wir dem Volke zeigen, daß wir nichts verſäumt ha
ben um eine Verſtändigung herbeizufüuühren und damit wir uns ſo
der Sympathien deſſelben nicht leichtſinnig hintanſetzen, ſondern dieſel-
ben uns dadurch erwerben. Man ſtreitet darüber, ob der König von
Preußen angenommen. Daß er eine Hinneigung dazu gezeigt, iſt klar.
Unentſchiedenheit iſt keine Ablehnung. Andere Anträge, als die der
Majorität ſind unzweckmäßig. Erſt wenn dieſelben wirkungslos blei-
ben, ſind weitergehende Vorſchläge, wie die der Minorität, räthlich.
Der Vorſitzende verlieſt einen Antrag des Abg. Fehrenbach, daß über
jedes Aliena der Ausſchußanträge einzeln abgeſtimmt werde. Ein zwei-
ter Antrag des Abg. Simon, daß alle Offiziere, welche die Verfaſſung
nicht beſchworen wollten abgeſetzt würden. Hierauf erhält das
Wort der Abg. Heckſcher. Jch habe mich nie mit den Paragra-
phen 2 und 3 und mit allen Eentraliſationsbeſtimmungen, noch mit der
Ueberordnung eines Theils über das Ganze einverſtanden erklären kön
nen; habe auch nie an die Mößzlichkeit der Durchführung des Gagern-
ſchen Programms geglaubt. Die Gegenwart zeigt, daß ich mich nicht
irrte. Jch beſorge ſehr, daß es noch einer Revolution bedürfe, um
zur Einheit zu gelangen. Durch die Verfaſſung, wie ſie vorliegt,
iſt Einheit, Einigkeit im Jnnern, Macht nach Außen unmöglich, ja
Verarmung zu befürchten. Jch beſorge ſehr, daß wir gegenüber unſern
alten und neuen Feinden im Jnnern und außen durch einen großen
Militairetat werden erſchöpft werden. Das waren von jeher meine
Anſichten und als ich von Italien zurückkehrte, erklärte ich mich offen
in dieſer Weiſe an den Herrn Miniſterpräſidenten von Gagern. Meine
officiöſe Sendung nach Oeſterreich hatte zum Zweck, guten Rath und
Aufſchlüſſe über die deutſchen Zuſtände daſelbſt zu geben, und die öſter
reichiſchen Miniſter hörten von uns die baarſte Wahrheit. So han
delte unſere Partei ihrem Mandate getreu, und ſchmerzlich überraſchte
es uns bei unſerer Rückkunft, daß auch nur ein Mitglied unſerer Par
tei ſeine Anſicht geändert hatte. Zu dem vorliegenden Gegenſtande
übergehend, begreife ich nicht, wie der Ausſchuß bei der klaren Ant
wort des Königs noch bei den Verfaſſungsbeſtimmungen ſtehen bleiben
kann. Der Redner ſpricht für den Antrag der Herren H. Müller und Ge
noſſen, welcher will, daß die Verſammlung die am 28. März gefaßten
Beſchlüſſe außer Kraft ſetze, die Erklärungen der Einzelſtaaten einzu
yolen, und einen Ausſchuß von dreißig Gliedern zur Reviſion der Ver
faſſung niederzuſetzen, welcher bis zum 14. Mai zu berichten habe. Der
Redner weiſt den Vorwurf ab, den man öfters ſeiner Partei gemacht,
daß ſie, um die Verfaſſung zu verderben, für radicale Beſtimmungen
geſtimmt habe. Er erinnert, daß ſeine Partei immer für ein Directo-
rium, für eine Collektivregierung geweſen und für keinen Erbkaiſer,
deswegen hat ſie für das ſuspenſive Veto und gegen den Reichsrath



geſtimmt. e Ein Directorium iſt kein Bundestag, wie ſo viele behaup
ten. Schwer iſt die Aufgabe, eine Nation zu einigen, in der zwei
große Mächte ſind, allein die Aufgabe der Nationalverſammlung war,
eine Verfaſſung für ganz Deutſchland zu machen und nicht Oeſterreich
hinauszuwerfen, um Preußen zu halten. Durch dieſen Antrag dleibt
der Punkt über das Oberhaupt offen, und dies iſt beſonders hervorzu-
heben da dadurch Oeſterreich, welches ſich aus Unmuth abgewendet,
der Zutritt möglich bleibt. Der Vorſitzende verlieſt einen neuen An
trag des Abg. Mammen und Genoſſen, dahin gehend, die Antwort der
Deputation zu genehmigen, die auf Se. Maj. den König von Preußen

efallene Kaiſerwahl als erledigt zu betrachten, den Artikel über das
eichsoberhaupt als unausfuhrbar zu erklären, und ſofort zur Reviſion

deſſelben zu ſchreiten. Der nächſte Redner, welcher das Wort erhalt,
iſt Abgeordneter Munch aus Wetzlar. Er ſpricht einige wenige Worte
zu Gunſten des Ausſchußberichts. Abg. Schmidt von Loööwenberg
ſpricht fur das Simon'ſche Minoritätserachten. Er bekämpft das Mi-
noritätserachten II als nicht weit genug gehend, und weil es nicht die
Oberhauptsfrage als eine offene betrachte. Er geht darauf zum Erb-
kaiſerthum ſelbſt uüber, welches er vom demokratiſchen Standpunkt be-
kämpft. Man ſolle es nicht ſo weit bringen daß das Volk einſt ſage,
die Nationalverſammlung habe daſſelbe in die Lage des Ertrinkenden
gebracht, der wohl nach dem Strohhalm greift, den aber der Strohhalm
nicht rettet. Zu Gunſten der Verfaſſung mit dem Erbkaiſerthum giebt
es keine Revolutionen. Jch kenne, ſchließt der Redner, etwas Hoöheres,
als dieſe Verſammlung, und das, was Sie deren Ruhm und Ehre
nennen und worunter gar oft nur der Flitter der eigenen Perſonlich
keit verſtanden wird; ich kenne etwas Poöheres das deutſche Volk
und ſeine Freiheit und Wohlfahrt. Können dieſe Guter dem Wolke er-
rungen werden, dann halte ich ſie für einen unendlich niedrigen Preis
erkauft, wenn ſie nichts weiter gekoſtet, als das wahrlich nicht unver-
ſchuld. te ruhmloſe Ende dieſer Verſammlung. (Bravo links.) Abg.
Welcker. „Wir ſtehen am Anfange des Endes. Eine Revolution,
großer als die vom Jahre 1848, will ſich vor uns eröffnen. Allein wir
ſchrecken nicht zurück vor jenen ſchweren Zeiten. Wir dürfen nur be-
harren auf unſerem Wege, und dem Volke ein Vorbild geben, damit
es wie wir zuſammenſtehe. Keinen ſicherern Rath vermag ich zu ge-
ben als wir thun nicht, was die Feinde freut. Wenn wir den Stand
des Vaterlandes ſeine Vergangenheit, ſeine Zukunft erwägen, ſo muſ-
ſen wir ſprechen wir ſtehen und fallen mit der Verfaſſung, wir weichen
nicht eher von dieſer Stelle, als bis es uns möglich geweſen, dem deut-
ſchen Volke unſer Wort zu halten ihm eine wirkliche Verfaſſung und
kein Stück Papier zu geben Wer hat einen anderen Gedanken ge-
habt bei der Grundung der Eentralgewalt, als daß tagtäglich ihre
Miniſter verantwortlich ſeien der Nation. Sie zu entfernen macht
man den Vorſchlag ihre Entfernung iſt der Beginn der Anarchie.
Hier handelt es ſich um die Erhaltung einer auf rechtmaäßigem Wege zu
Stande gekommene Verfaſſung, an der kein Jota geändert werden kann,
außer dem, was durch die Gewalt der Thatſachen als nothwendig ſich
herausſtellen wird. Die Verantwortung derer, welche ablehnen wer
den, iſt eine große die Geſchichte wird über die Rathgeber derjenigen pfalz.
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Redner macht auf die Vorzüge der Verfaſſung aufmerkſam, bei der
eine hauptſächliche Furcht der Linken, die Corruption, kaum denkbar
ſet. Die Regierungen werden einſehen, daß die Beſtimmung des erb-
lichen Oberhauptes vorzüglich zu ihrem Vortheile iſt. So wären die
Gründe vorhanden, warum die Linke, die Majorität des Hauſes und
die Regierungen zuſammengehen können. Die Regierungen werden es
einſehen, auch ihnen wird eine größere Freiheit werden während die
Fürſten früher nur die Freiheit hatten die Völker zu drängen. (Bra-
vo.) Jch erinnere an die Verträge, welche die deutſchen Fürſten kann-
ten an die klägliche Rolle, welche ſie zur Zeit des Bundestags ge-
ſpielt. Dieſe Verfaſſung kann das Längſterſehnte leiſten, ſie giebt
Freiheit, Einheit, Würde und Kraft. Jch darf es ſagen, daß wir
Oeſterreich nicht ausgeſchloſſen haben. (Hört.) Jch habe für die Nicht-
ausſcheidung Oeſterreichs immer gewirkt und darf dem Vorredner (Heck-
ſcher) wohl entgegentreten. Die ſchwankende Politik des öſterreichiſchen
Miniſteriums, die Abſicht, einen öſterreichiſchen Centralſtaat und nicht
einen Föderativſtaat zu bilden, haben es gethan. Mann möchte gern
dort die alte Politik Oeſterreichs gegenüber Deutſchlands fortſetzen und
was dieſe iſt, hat die Vergangenheit gelehrt. So lange Oeſterreich an
der Spitze Deutſchlands ſtand, geſchah nichts für Deutſchlands Politik,
ihre Große und Freiheit. Nach dem öſterreichiſchen Projecte würden
wir kein Vaterland erhalten haben es giebt aber nichts Höheres für
den Menſchen als das Vaterland, für das er ſelbſt das Leben zum
Opfer bringen kann, und welches ich höher ſchätze als Familie, Vater
und Mutter. (Beifall.) Nie iſt Deutſchland ein ſchmähligeres Anerbie-
ten gemacht worden, als der Eintritt der 38,000,000 Einwohner Oeſter-
reichs in den deutſchen Bundesſtaat. Oeſterreich hat ſeine Abgeordne-
ten jetzt abberufen es hat Preußen den Vorſchlag gemacht, 40,000
Mann um Frankfurt zu vereinigen. (Hört!) Oeſterreich erkennt kein
Volkshaus an. Es that dem Deutſchen Volke zuerſt die Schmach an,
ſein Volkshaus heimſchicken zu wollen es erklärte zuerſt den deutſchen
Bund als noch beſtehend. Wir ſtehen, ſchließt der Redner, an der
Schwelle des Kampfes für die Volksfreiheit, mit Erſtaunen höre ich
jetzt, daß man eine Fürſtenſouveränetät, welche man aus den Händen
eines fremden Eroberers erhalten hat, dem Willen der engeren Na-
tion entgegenſtellt. Wenn die Fürſten ihre Suveränetät wahren wol-
len, ſo ſollen ſie gleich zuſagen, denn jeden Tag wird das Volk erbit-
terter gegen jene Fürſtenſouveränetat. (Großer Beifall rechts und in
den Centren.) So gewiß aus, den trüben Wolken der Sonnenſtrahl
dringt, ſo gewiß wird aus den trüben Wolken der Kabinette die Son-
ne der Volksfreiheit und Einheit Deutſchlands dringen. Es iſt die
Aufgabe der Fürſten, die Revolution zuſchließen und nicht fortzu-
ſetzen. (Großer Beifall rechts und in den Centren.) Ein Antrag
auf Vertagung der Sitzung wird angenommen. Der Vorſitzende ver
kündet das Ergebniß der beim Anfange der Sitzung vorgenommenen
Wahl in den Marineausſchuß; die Abgg. Godefroi aus Hamburg,
Maier aus Bremen und v. Reden aus Hannover ſindi in denſel-
ben gewählt worden. Ausgetreten iſt ferner Abg. v. Bun aus Feld-
kirch. Eingetreten Herr Wimmer aus Tirſchenreuth in der Ober-

Schluß der Sitzung 1 Uhr.
Fürſten ihr Urtheil ſprechen, welche gegen die Annahme rathen. Der
er e. e

Das BürgerblattBekanntmachungen. bringt in Nr. 29 einen Artikel mit der Ueberſchrift: Was wird aus der Halli-

Auction. ſchen Burgerwehr? worin ausgeſprochen wird, daß lheilweiſe die Führer der
Donnerſtag den 3. Mai und folgende Bürgerwehr, weil ſie gar nichts vom Dienſt verſtänden, durch Tonnen Bier,

Tage jedesmal 1 Uhr ſoll gr. Ulrichſtr. Veranſtaltung von Waſſerfahrten, Frühſtücke beim Scheibenſchießen, Bowlen Grog
Nr. 20. wegen Abreiſe der Mad. beim Wachtdienſt c. ihren Fehlern eine freundliche Nachſicht zu ſichern ſuchten. Die
Bauermeiſter: 1 goldene Repetiruhr, Unterzeichneten wiſſen ſich zwar im Beſitze vollkommen tüchtiger Führer, die in kei-
1 ſilberne Cylinderuhr, ſilberne Eß- und nerlei Weiſe der Nachſicht bedurfen, fühlen ſich aber gleichwohl veranlaßt, jene Be-
Kaffeelöffel, div. Silbergeſchirr, Zinn, ſchuldigung ſo lange für eine böswillige Verläumdung zu erklären, als der
Kupfer, Meſſing, 1 Partie eiſerne Toöpfe, Einſender ſich ſelbſt und die Compagnie, reſp. Compagnieen, die er damit meint,
f. Porzellain und Glaswerk, 1 Reißzeug, nicht namhaft gemacht hat.
1 Goldwaage, 20 Stück ſehr gute Betten, Die Wehrmänner der 7ten Compagnie.
2 Roßhaarmatratzen, feine Tiſch, Leib und
Bettwaſche, 1 Waſchſecretär, Sopha's,
Komoden, Kleider-, Wäaſch-, Kuchen und

Franzöſiſche eingem. Schooten in Bliechbüch-
Fliegenſchranke, Bettſtellen, Spiegel, Stüh-
le, div. Tiſche, Gefäße, Haus U. Küchen-
geräthe meiſtbietend gegen gleich baare Zah- eirea L à Stück 5 desgl. ten.

mit Kümmei, und zerbrochene Kä-
ſe, à t 3 beiFriedr. Wilh. Dalchow. auf dem Schulberg Nr. 111 zu verkaufen.

lung verkauft werden.
J. H. Brandt,

Auct. Commiſſ. u. Taxator.

ſem empfiehlt C. Kramm.Limburger Sahnenkäſe von Sch. No. 46 u. 47 wird e re
t, v. D.

Es iſt ein großer wachſamer Hofhund

Gebauerſche I Buchdruckerei.
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deſſelben. ntheilen 1. die der ſtändiſchen Deputation von dem Konig er

Extra-Beilage zu Nr. 97 des Couriers,
Freitag, den 27.

alliſcher Zeitung für Stadt u. Land.
pril 18A9.

Kriſis in Württemberg.
Nachrichten aus Stuttgart vom 22. April Abends zu-

folge hat die Miniſterkriſis und der Widerſpruch des Königs
wegen der Oberhauptsfrage ſeine Löſung noch nicht gefunden.
Trotz eines Zuſtromens von Adreſſen, Deputationen und Volks-
verſammlungen herrſcht Ruhe in der Stadt, das Geſetz iſt noch nicht
überſchritten, aber man befindet ſich, ſo ſchreibt ein Correſpon-
dent der Frankf. Ober Poſt-AmtsZeitung, an der Grenzlinie

Zunächſt ſind zwei wichtige Actenſtucke mitzu-

theilte Antwort 2. das königliche Decret vom 19. April, wel
ches die nächſte Veranlaſſung der Miniſterkriſis war. Wir thei-

len dieſelbe nach dem Schwäb. Merkur mit:
Antwort des Königs an die ſtändiſche Deputation,

abgegeben den 21. April.
Meine Herren! Jch danke Jhnen, daß Sie mir Gelegenheit geben,

mich in dieſer Angelegenheit offen ausſprechen zu können. Sie kennen
meine Freimüthigkeit und. Offenheit, die ich in meinen Regierungshand-
lungen immer an den Tag gelegt habe, ich werde es auch in dieſem Falle
thun. Jch muß mich auf den Boden der Thatſachen ſtellen. Die Reichs
verſammlung hat eine Verfaſſung gefertigt, ſie iſt aber noch nicht vollen
det. Der König von Preußen hat die deutſche Reichsverfaſſung noch nicht

anerkannt, er hat die Kaiſerkrone abgelehnt nach heute erhaltenen Nach-
richten hat Camphauſen mit Gagern über die Aenderungen der Verfaſſung
unterhandelt, was ſoll ich alſo ſchon jetzt anerkennen, was noch gar nicht
exiſtirt? Laſſen Sie mir Zeit. Jch verſichere Sie, daß ich die ganze Reichs
verfaſſung mit Ausnahme der Oberhauptsfrage anerkenne. Dem Hauſe
Hohenzollern unterwerfe ich mich nicht. Jch bin dieſes meinem Lande, meiner
Familie und mir ſelbſt ſchuldig. Würden aber alle Fürſten von Deutſch
land es thun ſo würde auch ich dieſes Opfer für Deutſchland bringen,
aber mit gebrochenem Herzen.
Aufruhr im Lande dazu genöthigt werden. Wenn Sie ſich auf den Boden
der Revolution ſtellen und mich zwingen mein Wort zu geben ſo iſt es
kein freies. Das erkennen Sie ſelbſt an und können es auch nicht wollen
denn ein erzwungenes Wort wäre für mich nicht bindend, ich könnte es
ja widerrufen wenn mein Wille wieder frei wäre. Die deutſche Verfaſ-
ſung werde ich in meinem Lande durchführen, wie ich die Grundrechte zu-
erſt eingeführt habe. Jch gebe Jhnen mein Wort aber dem Hauſe Ho-
henzollern unterwerfe ich mich nicht, mein Gewiſſen und meine Ueberzeu-
gung laſſen es nicht zu. Dem Kaiſer von Oeſterreich, wenn er gewählt
worden wäre (da ich die Ueberzeugung habe, daß es für Württemberg vor-
theilhaft geweſen wäre), würde ich mich unterworfen haben.
meinem Miniſterium nicht uneins, ich bin mit ihm bis dieſen Augenblick
ganz zufrieden. Eine Meinungesverſchiedenheit herrſcht zwiſchen uns nicht,
nur über die Zeit meiner Erklärung bin ich mit ihm nicht einig. Jch ver-
traue auf den guten Sinn meines Volks. Der Kern des Volks iſt gut
geſinnt. Die Aufregung iſt durch die Vereine, welche auch eine Märzer-
rungenſchaft ſind, künſtlich hervorgebracht. Wollen Sie mich zwingen, ich
muß es darauf ankommen laſſen. Sie kennen meinen Muth. Es iſt nicht
um meinetwillen ich habe nur noch wenige Jahre zu leben aber mein
Vaterland, mein Haus, meine Familie legt mir dieſe Pflicht auf. Jch
würde es ſehr bedauern wenn gerade jetzt in dieſer wichtigen Sache die
Stände mit der Regierung nicht Hand in Hand gingen.

Königliches Decret an das Geſammtminiſterium
19. April 1849.

Jch hatte Sie zu einer Berathung über die Reichsverfaſſungsfrage
zuſammenberufen, weil ich es für meine erſte Pflicht erkannte, einen ſo
hochwichtigen Gegenſtand einer gemeinſchaftlichen, gründlichen und um-
faſſenden Erörterung mit meinen verantwortlichen Räthen zu unterziehen.
Sie haben mir in der Sitzung vom 16. d. M. die gewünſchte Gelegenheit
dazu gegeben Sie haben mir Jhre Anſichten vollſtändig entwickelt ich habe
Jhnen dagegen die meinigen nicht vorenthalten; ſie haben nach der gepflo
genen Berathung ſich über denſelben Gegenſtand gegen mich ſchriftlich ge-
äußert, und ich will daher meinerſeits mich eben ſo auf demſelben Wege
wiederholt gegen Sie ausſprechen. Sie ſtellen mir den Antrag „daß ich
die deutſche Reichsverfaſſung ſo wie ſolche von der verfaſſunggebenden
Verſammlung in Frankfurt beſchloſſen wurde, unverzüglich anerkenne und
dieſe Anerkennung mit der Erklärung an die Centralgewalt begleiten laſ
ſen möge daß ich gegen die Wahl des Königs von Preußen zum erbli-
chen Kaiſer von Deutſchland keine Einwendung zu machen habe.“ Die

vom

Beweggründe mit welchen Sie dieſen Jhren Antrag unterſtützen, ſind
z daß, weil dieſe Verſammlung überhaupt berechtigt ſei, für Deutſchland

Jch kann durch Jhre Erklärungen, durch

Jch bin mit

aus eigener Machtvollkommenheit eine Verfaſſung zu geben, und die An
erkennung dieſer Verfaſſung allſeitig und unbedingt zu verlangen, ihr auch
das Recht und die Befugniß zuſtehen müſſe, einen eben ſo unbedingten
Anſpruch in der Oberhauptsfrage zu thun und in Anſehung dieſes Ausſpru-
ches eine gleich unweigerliche und gleich allſeitige Anerkennung wie für
alle anderen Beſtimmungen dieſer conſtitutiven Acte zu gewärtigen.“
Sie ſind ferner der Anſicht, „daß es bei der von Jhnen beantrag
ten Erklärung an die Centralgewalt ganz gleichgiltig ſei ob Seine
Majeſtät der König von Preußen die Würde eines deutſchen Erbkaiſers
ablehne oder nicht, denn wenn Er ablehne, ſo ſei damit die Erblichkeits
frage und mit dieſer derjenige Theil der Verfaſſung welcher ſie feſtſtellt,
von ſelbſt beſeitigt, und wenn Er annehme, ſo könne Württemberg die
neue Würde dieſes Fürſten, ebenſowohl Preußens als der zahlreichen re
volutionären Partei in Deutſchland wegen, nicht zurückweiſen.“ Endlich
fügen Sie hinzu, daß es ſich unter ſolchen Umſtänden nur davon handeln
könne, „„ob Württemberg früher oder ſpäter die fragliche Verfaſſung an
erkenne, daß Sie aber für eine unverzügliche Anerkennung derſelben ſich
deshalb erklären müßten weil dadurch der Schein vermieden werde, als
ſei meine Regierung zu einer ſolchen durch die öffentliche Meinung
gezwungen worden.“ Dies iſt Jhr Antrag, dies find Jhre Beweg-
gründe dafür. Jch kenne in Geſchäften nur Offenheit und Wahr-
heit, ich werde auch von dieſer meiner Richtſchnur gegen Sie bei die-
ſem neuen Anlaß nicht abweichen. Jch muß damit anfangen, Jhnen
offen zu bekennen, daß, nach meiner innerſten Ueberzeugung, die
Nationalverſammlung nicht das Recht hatte, Oeſterreich aus dem bis-
herigen Staatenverbande auszuſtoßen, noch das von ihr vollendete Ver
faſſungswerk, ſo wie dies von ihr geſchehen iſt, abzuſchließen und
zu verkünden, noch den Knoten der Oberhauptsangelegenheit in der
Weiſe, wie ſie dies für gut gefunden hat, theoretiſch und faktiſch zu zer-
hauen vielmehr bin und bleibe ich der feſten Anſicht, daß dieſe Verſamm-
lung zu einer rechtsgiltigen Löſung dieſer Hauptfragen, ſowie um der all
ſeitig entgegenkommenden Anerkennung und des ſo höchſt weſentlichen mo-
raliſchen Anſehens eines ſo bedeutenden conſtitutiven Geſetzes willen, der
Berathung und der Zuſtimmung der ſämmtlichen Einzelſtaaten, ihrer
Fürſten, Regierungen und Obrigkeiten, über den Gegenſtand unabweislich
bedurft hätte. Jndem ſie einen ſolchen echt vaterländiſchen und allſeitig
verſöhnenden Weg nicht betrat, indem ſie das Princip der Vereinbarung
und des Einverſtändniſſes mit den verſchiedenen Regierungen und den ver-
ſchiedenen Volksſtämmen unſeres gemeinſchaftlichen großen Vaterlandes
beharrlich von der Hand wies, ſetzte ſie ſelbſt zuerſt an die Stelle der
Einigung aller Völkerſtämme die Völkerzwietracht und an die Stelle der
deutſchen Einheit die deutſche Spaltung, trat fie in den beklagenswerthen
Conflict grade mit den mächtigſten Einzelſtaaten und Einzelregierungen
des Bundes führte ſie zuletzt ganz allein die große Frage des Tages aus
dem Gebiet jdes gemeinſamen Einverſtändniſſes und des gegenſeitigen
Rechts auf das der Verwicklung und der Thatſachen. Welches ſind dieſe
Thatſachen? Die kaiſ. 6ſterr. Regierung erklärt in der beſtimmteſten
Weiſe, die deutſche Nationalverſammlung und die ſeitherigen verfaſſung-
gebenden Beſchlüſſe und verfaſſunggebende Wirkſamkeit derſelben nicht an
zuerkennen. Sie erklärt ferner, daß ſie andererſeits nicht gewillt iſt,
ihre vertragsmäßige Stellung im Bunde aufzugeben und ebenſo wenig ſich
einer einheitlichen Spitze deſſelben unterzuordnen, erbietet ſich dagegen
aber nach wie vor zu einer jeden Verſtändigung mit ſämmtlichen Ein-
zelregierungen zum Behufe einer Vereinbarung über das Verfaſſungs-
werk. Der König von Preußen lehnt die Kaiſerkrone ab, und die Re
gierung Seiner königlich preußiſchen Majeſtät giebt dabei auf eine un
zweideutige Weiſe zu erkennen, daß ſie ihrerſeits die vorliegende Reichs
verfaſſung unverändert nicht annehmen könne ſie kündigt dieſerhalb aus
drücklich in der kürzeſten Friſt eine ſchließliche Erklärung an und ladet zu
einer gleichen Beanſtandungs- und Verſtändigungserklärung die übrigen
Bundesregierungen ebenmäßig ein. Die königlich baieriſche Regierung be
ſteht ſowohl auf der Beſeitigung der Kaiſerfrage, als auf dem Vereinba
rungsprincipe. Die königlich hannover'ſche Regierung endlich macht ih
rerſeits eine erſchöpfende Erklärung über die ganze Frage von der Be-
antwortung verſchiedener an das königlich preußiſche Miniſterium von ihr
geſtellten Vorfragen abhängig. Dies ſind die bis zu dieſem Augenblick vor
liegenden Thatſachen über den wichtigen Gegenſtand. Was aus ihnen un-
widerſprechlich folgt, iſt:

1) daß die Kaiſerfrage ſammt ihren Conſequenzen eines vorgeſchla-
genen Einheitsſtaats von heute an als politiſch beſeitigt betrachtet wer
den muß, in ſo fern der König von Preußen die ihm dargebotene Krone
eines deutſchen Erbkaiſers feierlich ausgeſchlagen hat und eine jede Wider
aufnahme dieſer Frage alle Elemente einer unſeligen Spaltung von
Deutſchland ſofort aufs Neue in den Vordergrund des Verfaſſungswerkes
drängen mußte

2) daß die unbedingte und unveränderte Annahme der Reichsverfaſ
ſung, ſo wie ſolche aus den Debatten der Nationalverſammlung ſchließlich



14

hervorgegangen iſt, weder von Oeſterreich, noch von Preußen und
Baiern anerkannt ward; endlich F.3) daß es von Oeſterreich ſelbſt und von den mit ihm bisher verbün
deten und verbrüderten Regierungen und Völkerſtämmen des geſammten
Deutſchlands, nicht aber von der Nationalverſammlung ausſchließlich ab
hängen kann und wird, ob dieſe Macht aus dem bisherigen ſtaatlichen
Verbande auszuſcheiden hat oder nicht.

Sie ſehen daß das unverrückte Beharren Frankfurts auf der Kaiſer-
frage ein vergebliches iſt, und daß es ſich heute nicht mehr um dieſe
Frage, ſondern um die geſammte Reichsverfaſſung und deren Anerken-
nung oder vielmehr Nichtanerkennung in ihrer jetzigen Faſſung handelt.
Unter ſolchen Umſtänden würde eine jede einſeitige und voreilige
Zuſtimmungserklärung von Seite Württembergs zu dem vorliegenden Ver
faſſungswerke, würde insbeſondere, dem Könige von Preußen gegenüber,
meine einſeitige Anerkennung einer Würde, die dieſer Fürſt ausſchlagen zu
müſſen geglaubt hat, nicht nur höchſt unzeitig, ſondern auch völlig über
flüſfig ſein; ſie würde weder bei den Einzelregierungen, noch in Frankfurt
den gegenwärtigen Stand der Dinge im Geringſten verändern; dagegen
müßte ſie unſer Vaterland, meine Regierung und mich ſelbſt gegen Se.
königl. preuß. Majeſtät, ſowie gegen meine übrigen Mitfürſten und deren
Cabinette in einen höchſt bedenklichen und noch dazu ganz vergeblichen
Widerſpruch ſetzen. Benehmen wir in dieſer ſchweren Kriſe, in dieſen
Tagen einer folgenreichen Entſcheidung unſerem theuren Vaterlande, be
nehmen wir uns ſelbſt nicht die Mittel und Wege, nach beſtem Wiſſen
und Gewiſſen für deſſen Wohlfahrt und deſſeu Zukunft zu wirken und ein
zuſtehen. Wir können die ſchweren Pflichten, welche die Vorſehung uns
auferlegt hat, nur dann genügend erfüllen, wenn wir mit Vorſicht und
Ruhe, und ohne alle Vorurtheile und alle Leidenſchaften zu Werke gehen.
Die große Frage um welche es ſich handelt, liegt heute zunächſt und aus
ſchließlich in Wien, in Berlin und in Frankfurt. Wir unſererſeits können
uns gottlob nicht den Vorwurf machen, dieſe Frage erſchwert oder ver
wickelt zu haben, wir können ſie aber eben ſo wenig entwirren oder beendi-
gen. Uebereilen wir uns daher nicht;

vorgehen wird warten wir vor allen Dingen die weiteren Erklärungen
des königlich preußiſchen Miniſteriums ab; nur dann werden wir im
Stande ſein, eine für unſer theures Vaterland, ſo wie für ganz Deutſch
land allſeitig reife und wahrhaft erſprießliche Entſchließung zu faſſen. Jch
rechne in dieſer Beziehung, wie bisher, ſo auch in der Folge, zuverſicht
lich auf den einſichtsvollen Rath, ſo wie auf den patriotiſchen und treuen
Beiſtand meiner ſämmtlichen Miniſter und Räthe.

Sitzung der Abgeordnetenkammer,
22. April früh 7 Uhr.

Vorſtehende zwei Actenſtücke veranlaßten geſtern, Sonntag Morgens
6 Uhr eine außerordentliche Sitzung der zweiten Kammer.
Die Gallerien dicht beſetzt. Auf der Straße und im Hauſe eine vom Präſi-
denten requirirte Kompagnie Bürgerwehr. Am Miniſtertiſch Staatsrath
Römer, Director Roſer, Staatsrath Du vernoy, Oberregierungsrath
Schmidlin, General Rüpplin, Staatsrath Goppelt. Der Prä
ſident eröffnet die Sitzung mit Hinweiſung auf die Wichtigkeit der Sach-
lage des Vaterlandes, welche dieſe Sonntagsſitzung nöthig mache. Er
theilt ſofort mit, daß geſtern Nachmittag um 4 Uhr die ſtändiſche Depu-
tation von Sr. Majeſtät empfangen worden er, der Präfſident, habe die
ſtändiſche Adreſſe verleſen worauf Se. Maj. ein Decret vom 19. d. M.
übergeben und in freiem Vortrag ſeine Antwort ertheilte. Letztere wurde
alsbald von der Deputation zu Papier gebracht und Seiner Majeſtät ſofort
vorgelegt. Der König machte blos wenige Zuſätze hiezu, und das von ihm
unterzeichnete Actenſtück iſt in den Händen des Präſidenten. Der Präfi
dent verlieſt nun dieſe Antwort wie ſie oben mitgetheilt iſt. Nachdem auf
dieſe Antwort einige Mitglieder der Deputation dem König gegenüber Be-
merkungen gemacht hatten und der Präſident beifügte, daß gerade die Zeit
es ſei, die ſo außerordentlich dränge, ſo daß jede weitere Zögerung in An-
erkennung der deutſchen Reichsverfaſſung die Folgen haben könnte, daß
wir alle Ruhe und Ordnung im Lande zu erhalten nicht mehr im Stande

Außerordentliche

ſehen wir zuvörderſt, in welcher
Geſtalt und mit welcher Wendung ſie aus den dortigen Erörterungen her

ſehen, ich muß es darauf ankommen laſſen. Jch habe nach meiner Ueber-
zeugung, nach meinen Gewiſſen geſprochen. Sofort verlieſt der Secre-
tär das Decret vom 19. April. Reyſcher beantragt bei ſolcher Sach-
lage eine Commiſfion niederzuſetzen, welche über die dringliche Lage des
Vaterlandes und die zu ergreifenden Maßregeln morgen zu berichten hätte.
Für den Antrag erheben ſich viele Redner, Reyſcher beſteht aber ſelbſt
nicht auf ihm, indem er ſich mit folgendem Antrage Stockmaiers
vereinigt:

die Kammer wolle beſchließen in Erwägung, daß die königliche Staats
regierung das zu Recht Beſtehen der deutſchen Reichsverfaſſung bis jetzt
noch nicht anerkannt hat, ſpricht die Kammer der Abgeordneten in Ue-
bereinſtimmung mit ihren früher gefaßten Beſchlüſſen ihre Ueberzeugung
dahin aus: 1) daß die von der deutſchen Nationalverſammlung verkün-
digte deutſche Reichsverfaſſung in Württemberg als Geſetz beſteht;
2) daß jeder württembergiſche Staatsbürger, gleichviel ob er dem Civil-
oder Militairſtand angehört, zur Befolgung und zum Schutz dieſer
Reichsverfaſſung ebenſo, wie der württembergiſchen Landesverfaſſung, ver
pflichtet iſt; 3) daß jeder Angriff auf dieſelbe ein Verbrechen ſei,
und daß deshalb weder Civil-, noch Militairbeamte verpflichtet ſeien,
einem Befehl Folge zu leiſten, bei deſſen Ausführung ſie ſich an dieſem
Verbrechen betheiligen würden.

Dieſer Antrag wurde mit 46 gegen 23 Stimmen angenommen, nachdem
die Debatte im Ganzen ruhig verlaufen war Freiherr v. Linden den
Antrag einen verderbenbringenden genannt, dagegen Scherr das
Verhalten der Krone ein muthwilliges geheißen und Schnitzer ge
äußert hatte, der König will gezwungen ſein wir wollen ihn zwingen durch
Ueberzeugung. Von den privilegirten Ständen ſtimmten unter Bravo-
rufen Graf Degenfeld und Prälat Hafner für den Antrag. Staatsrath
Römer hatte gewarnt, daß nicht, wie es anfangs den Anſchein zu haben
ſchien der Antrag als Erklärung an das Volk, um zwangsweiſe auf daſ-
ſelbe zu wirken, gerichtet werde, denn, fügte er unter Beifallsbezeugun-
gen hinzu, noch bilden wir die Regierung, und werden nicht zugeben,
daß der Boden des Geſetzes verlaſſen werde und die Kammer in die Prä-
rogative der Krone eingreife. Noch wurde der Zuſatz Zwergers, in
einer Adreſſe der Nationalverſammlung zu erklären, daß
die Kammer der Abgeordneten die Reichsverfaſſung als Geſetz anerkenne
und dieſelbe von ihren weiteren Beſchlüſſen in Kenntniß geſetzt werde,
angenommen und die Sitzung um die Mittagsſtunde geſchloſſen.

wären und dieſes Sr. Maj im Namen der Abgeordnetenkammer aufrich-
tig auszuſprechen ſei unſere Pflicht erwiederte Se. Maj.: Wir wollen

Neueſte Nachricht.
Hadersleben, d. 23. April. Heute iſt die erſte bedeu-

tende Schlacht im Kriege gegen die Dänen von den ſchleswig-
holſteiniſchen Truppen geſchlagen worden, und Gottlob! der
Sieg iſt vollſtandig auf unſerer Seite. Fruh 8 Uhr hat die
daäniſche Armee unſere Truppen angegriffen, in einer Starke
von 18 Bataillonen Jnfanterie, 3 Regimentern Kavallerie und
einer zahlreichen Artillerie, unterſtützt von einer Korvette und
2 Kanonenböten im Fjord von Kolding. Nach einem langen
und blutigen Gefecht von 6 Stunden wurde der Feind auf al-
len Punkten geſchlagen. Jm Anfange des Gefechtes mußte un-
ſere Avantgarde Kolding nach tapferer Gegenwehr auf Befehl
des General v. Bonin räumen, Mittags aber drang Bonin
ſelbſt mit dem linken Flügel von Gielballe vor, wahrend Kol-
ding von der erſten Brigade mit Sturm wieder genommen
wurde. Um 31/, Uhr war der Sieg entſchieden, der Feind
wurde in der Richtung auf Veile verfolgt. Der beiderſeitige
Verluſt wird auf 1000 Mann an Todten und Verwundeten
geſchätzt, darunter leicht verwundet die Oberſten Graf v. Bau-
diſſin und v. Sachau. Die Stadt Kolding ward in Brand
geſchoſſen. Orla Lehmann iſt als Gefangener nach Schleswig

gebracht. (D. R.)
Bekanntmachungen.

Auction.
Montag, den 30. d. M. u. folg. Tags,

ſchönes weißes Porzellan Service (à 16
Perſonen), 1 dgl. ſchones blaues, 1 voll-
ſtaändig gutes Federbett, Tiſch-,
und Beitwaſche, ſehr gute weibliche Klei-
dungsſtucke, 2 neue ſchöne Mahagoni-So-

Doppelflinte nebſt Jagdgeräthe, 1 Partie
Waſchleinen, 1 gr. Partie neue wollene
Schnure, Quaſten und Bronce-Gardinen-
halter u. dgl. m., meiſtbietend verkauft
werden. J. H. Brandt,

Leib

jedesmal von 14 Uhr an, ſoll gr. Ulrichs-
ſtraße Nr. 20 ein ſchöner weiblicher Nach-
laß, als 1 goldenes Armband, dgl. Hals-
collier, Ohrringe, Broſche, Ringe, Silber
zeug, Kupfer, 1 gr. eiſerner Moörſer, 1

pha's, 1 dgl. Sophageſtelle, 1 Roccoco-
Sopha, 6 Stück dgl. Stühle mit ſchwe-
rem ſeidenen Bezug, 1 gr. Spiegel in
Goldrahmen, 6 neue Birkenſtühle, 1 Se-
cretar, 1 Kleiderſchrank, 1 gute damascirte

Gebauerſche

Auct.-Commiſſ. u. Taxator.

Einen Lehrling ſucht der Müller
Bunge in Rabatt.
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